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Die vom Bundesjustizministerium 
vorgeschlagenen Mietrechtsänderungen 
belasten beim Klimaschutz einseitig 

die Mieter. Auf dem Irrweg  14

Mit der Sanierung ist im Quartier 
Warschauer Straße in Friedrichshain 

die Kluft zwischen Gut- und 
Geringverdienern 

deutlich größer geworden. 
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Betr.: MieterMagazin 7+8/2011, 
Seite 4, Leserbrief von D. Schwarz: 
„Unannehmlichkeiten ohne Ende“

Behauptungen unzutreffend 

Im MieterMagazin 7+8/2011 veröf-
fentlichten Sie einen Leserbrief von 
D. Schwarz, der falsche Aussagen 
enthält. Wir wissen, dass Leserbrie-
fe Einzelmeinungen darstellen, Sie 
dafür keine Haftung übernehmen 
und Leserbriefe nicht unbedingt die 
Meinung der Redaktion darstellen. 
Insofern stellt dieser Brief auch kei-
ne Gegendarstellung dar. Dennoch 
möchten wir unseren Unmut über 
die falschen Behauptungen zum 
Ausdruck bringen und das Mieter-
Magazin über unsere Sicht der Dinge
in Kenntnis setzen.
Herr Schwarz schreibt, dass er seine 
Wohnung seit einem Jahr nicht mehr
bewohnen könne. Diese  Behauptung
ist unzutreffend. Die Abnahme für 
die Wohnung erfolgte Ende Mai 
2010. Trotz der festgestellten Män-
gel war die Bewohnbarkeit der Woh-
nung gewährleistet. Die Nutzbarkeit 
der Wohnung bestätigte der Mieter 
im November 2010 mit seiner Un-
terschrift.
Herr Schwarz kritisiert außerdem, 
dass seine Sachen nicht ordnungs-
gemäß abgedeckt und ausgelagert 
worden seien. Richtig ist, dass die 
Gewobag auf ihre Kosten für die 
Mieter eine Beräum- und Packhilfe 
gestellt hat, die nach unserer Kennt-
nis gut arbeitete. Zusätzlich wurde 
im Zimmer eine Staubschutzwand 
errichtet, die Schmutz von dahinter 
befindlichen Gegenständen fernhielt. 
Eine Feinreinigung der Wohnung – 
die Kosten hätte die Gewobag eben-
falls getragen – konnte wegen feh-
lender Anwesenheit des Mieters bis-
lang nicht durchgeführt werden.
Die Mängelabarbeitung erfolgte laut 
Herrn Schwarz nur schleppend und 
teilweise unzureichend. Diese Kritik 
ist unberechtigt und erweist sich bei 
genauer Betrachtung als haltlos. Wir 
haben uns sehr für eine zeitnahe Ab -
stellung der Mängel engagiert, das 
belegen interne Protokolle. Die Ab-
arbeitung von Mängeln und Rest-
leistungen ist nur nach Terminab-
stimmung im Beisein des Mieters 
möglich. Zeitliche Verzögerungen 
sind insbesondere vom Mieter zu 
verantworten. Anzuführen sind hier 
persönliche Gründe des Mieters, ein 
seinerseits beauftragter Sachver-
ständiger, der erkrankt war, sowie 
kurzfristig abgesagte Ausführungs-
termine. Aktuell wünscht der Mieter 
keine Mängelbeseitigung aufgrund 
einer ungeklärten Streitfrage.
Weiterhin moniert Herr Schwarz, 
dass es keine Wiedergutmachung für 
den Schaden oder die Unannehm-
lichkeiten gab. Das ist falsch. Für 
die fehlende Nutzbarkeit der Woh-
nung und Bauzeitverzögerungen 
wurden unsererseits rund 1070 Euro 
als Kompensation gezahlt. Darüber 
hinaus haben wir aus Kulanz das 
Streichen des kompletten Wohnzim-
mers zugesagt. Die Entschädigung 
für beschädigtes Eigentum konnte 
bislang nur teilweise erfolgen. Wei-
tergehende Schadensfeststellungen 
und Regulierungen können erst nach 
Grundreinigung und Folienentfer-
nung realisiert werden.
Festzuhalten bleibt, dass wir die 
Kritik im Leserbrief ernst genom-
men haben und allen aufgeführten 
Punkten intern nachgegangen sind. 
Danach erweisen sich die Behaup-
tungen aus unserer Sicht als haltlos. 
Dieses falsche Bild ist bedauerlich, 
da uns die Modernisierung in Rei-
nickendorf-West besonders am 
Herzen liegt und sich unsere Mitar-
beiter sehr dafür einsetzen, die Be-
lastungen für die Mieter abzufedern. 
Bei individuellen Kundenwünschen 
kommen wir den Mietern weit ent-
gegen. Außerdem haben wir für alle 
von der Modernisierung betroffenen 
Bewohner ein umfassendes Service-
paket zusammengestellt. Dazu ge-
hören ein Beratungsbüro vor Ort, 
die Übernahme von Umzugskosten, 
Übergangswohnungen, eine Mus-
terwohnung, Hilfe beim Umräumen 
und Vieles mehr.
Gewobag AG, Volker Hartig 

Betr.: MieterMagazin 6/2011, 
Seite 8: „Energiesparlampen – 
Quecksilberbelastung bei Bruch“

Die richtige Entsorgung 
klappt nicht
Ein Thema, über das viel zu wenig 
berichtet wird. Im letzten Absatz 
heißt es, dass die Energiesparlampen 
auf keinen Fall in den Hausmüll ge-
hören. Wer glaubt, dass eine richtige 
Entsorgung (Sondermüll bei Sammel -
stellen) funktioniert, irrt. Schaut man 
sich in den Berliner Hinterhöfen die 
Wertstofftonnen an, wird einem 
schnell klar, dass nicht einmal die 
einfachste Trennung (gelb, blau, 
grau, orange etcetera) klappt. Viele 
Zeitgenossen sind einfach zu igno-
rant. Die meisten Energiesparlampen 
werden wohl einfach in irgendeiner 
Tonne versenkt, ganz nach dem Mot -
to: „Nach mir die Sintflut.“ Da wäre 
schon bei der Einführung des Glüh-
lampenverbots der Satz „Erst den -
ken dann lenken“ angebracht ge-
wesen. Aber wie das in der Politik 
so oft ist: Man macht sich über die 
Konsequenzen erst einen Kopf, wenn 
das Kind in den Brunnen gefallen ist. 
Die Kernkraft (Entsorgung) ist dafür 
das beste Beispiel.
S. Orth per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 7+8/2011, 
Seite 11, Elke Koepping: 
„Der Schnarcher an der Wand“

Den Schnarcher 
zum Richter ins Bett ...
Ich wüsste gern, ob es gegen dieses 
haarsträubende, weltfremde und 
auch unverschämte Urteil die Mög-
lichkeit eines Einspruchs gibt. Wer 
dem Ehepaar R. lapidar Ohropax 
empfiehlt, hat offensichtlich keine 
Erfahrung und weiß nicht, dass es 
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gegen Schallvibrationen nichts aus-
richtet. Außerdem: Wo bleibt das 
Verursacherprinzip: Der Schnarcher 
müsste verpflichtet werden, umge-
hend etwas gegen sein Schnarchen 
zu tun.  Vor dem Urteilsspruch hätte 
man die richtende Person dem Ehe-
paar ins Bett legen sollen ...
S. Mania per E-Mail

Wir gehen davon aus, dass das Ur-
teil des Amtsgerichts Bonn wegen 
eines geringen Streitwertes nicht 
berufungsfähig war. Falls doch, hät-
te die unterlegene Partei binnen ei-
ner Frist in Berufung gegen müssen. 
So weit hier bekannt, ist dies nicht 
geschehen, warum auch immer.
Die Redaktion
Mieter
Gut zu wissen
BMV-Infoblätter im Internet
Als Mitglied des Berliner Mietervereins stehen Ihnen 
die BMV-Infoblätter im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de zum Abruf und Download bereit. 
Bitte geben Sie als Benutzernamen Mitglied ein,
das Passwort lautet diesen Monat: Mietrechtsnovelle

Änderung Ihrer persönlichen Daten
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr Nach-
name hat sich geändert? Sie können im Internet die 
persönlichen Daten Ihrer Mitgliedschaft ändern und 
dem Berliner Mieterverein online mitteilen: 
https://service.berliner-mieterverein.de/service
MieterMagazin online 
Nicht nur eingefleischten Internet-Nutzern können 
wir die Online-Ausgabe des MieterMagazin wärms-
tens empfehlen. Wer über Computer und Internet-
Zugang verfügt, wird mit der „papierlosen“ Variante 
des Magazins aufs Beste bedient. Die überarbeitete 
Online-Version ermöglicht einen raschen Zugriff auf 
alle Informationen, eine schnelle Artikel-Suche auch 
mittels Stichwörtern, das Stöbern im Archiv und vie-
les mehr. Und: Sie werden immer sofort benachrich-
tigt, wenn die jeweils neueste Ausgabe im Netz steht 
und können bequem per beigefügtem Link darauf 
zugreifen. Komfortabler und schneller geht es nicht. 
Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des Mieter-
Magazin gehören wollen, dann registrieren Sie sich 
unter https://service.berliner-mieterverein.de/service.
Ihre MieterMagazin-Redaktion
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n! Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus 2011
Liebe Mitglieder des Berliner Mietervereins,
am 18. September 2011 finden die Wahlen zum Berliner 
Abgeordnetenhaus statt. Dann stellt sich heraus, wer in 
den nächsten fünf Jahren unsere Stadt regieren wird. Dem 
Berliner Mieterverein ist es gelungen, dass die Themen 

„Sicherung preiswerten Wohnens“ und „Soziale Stadtent-
wicklung“ den Wahlkampf ganz wesentlich mitgeprägt 
haben. Weil der jetzige Senat seit mehreren Jahren aus 
Sicht des Mietervereins den Wohnungsmarkt falsch ein-
schätzt, wurden wichtige Weichenstellungen zur Verbes-
serung des Mieterschutzes nicht getroffen. Dadurch ging 
wertvolle Zeit verloren. Es ist aber „höchste Eisenbahn“, in 
der Berliner Wohnungspolitik den Schalter umzulegen. 
Bitte prüfen Sie die Vorstellungen und Versprechungen der 
sich zur Wahl stellenden Parteien. Ab Seite 22 lesen Sie 
die Antworten auf 6 Fragen des Berliner Mietervereins. 
Weitere Fragen und Antworten finden Sie im Internet un-
ter www.berliner-mieterverein.de.
Nutzen Sie die Chance, Ihrer Stimme Gehör zu verschaffen. 
Bitte gehen Sie am 18. September 2011 wählen.
Wer auch immer den nächsten Senat stellen wird – der 
Berliner Mieterverein wird hartnäckig für mehr Mieter-
schutz und soziale Stadtentwicklung eintreten. 
Das verspricht Ihnen Ihr
Reiner Wild
Geschäftsführer des Berliner Mietervereins
Der Einsender dieses Fotos ist Volker Hohlfeld. 

Augenblicke
Ob ein Bild zum Nachdenken, ein Motiv mit Witz oder 
ein Foto aus ungewöhnlicher Perspektive: Schicken Sie 
dem MieterMagazin Ihre Momentaufnahme rund um 
das Thema Wohnen – die Redaktion honoriert den Ab-
druck mit 40 Euro.
5
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Zweckentfremdungsverbot

Auf der langen Bank

Das von SPD und Linke angekün-
digte Verbot der Zweckentfremdung 
von Wohnungen zu Ferienzwecken 
wird nicht mehr vor den Wahlen 
kommen. Die Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung hat trotz Auf-
forderung der Koalitionsfraktionen 
keine Verbotsverordnung vorgelegt.

„Die Untätigkeit der Stadtentwick­
lungsverwaltung ist nicht zu erklä-
ren“, beschwert sich der wohnungs­
politische Sprecher der Linken, Uwe 
Doering über das SPD-geführte Res­
sort. „Wir brauchen die schnellst­
mögliche Einführung eines Zweck­
entfremdungsverbots, und zwar 
flächendeckend für die Innenstadt­
bezirke.“ 
Weil zahlreiche Gutachten belegen, 
dass sich die Lage auf dem Berliner 
Wohnungsmarkt spürbar anspannt, 

Wohnungen E 
werden in Berlin 
häufig als Touris-

tenunterkünfte 
zweckentfremdet
haben sich beide Koalitionsfraktio­
nen für eine Neuauflage der Zweck­
entfremdungsverbotverordnung 
ausgesprochen. Bei rasch ansteigen­
den Mieten und einem Wohnungs­
leerstand, der berlinweit unter die 
Drei-Prozent-Marke gesunken ist, 
werden immer mehr Wohnungen 
durch Umnutzung dem Markt ent­
zogen. Vor diesem Hintergrund er­
klärte der SPD-Fraktionsvorsitzende 
Michael Müller noch Ende Mai, dass 
ein Zweckentfremdungsverbot noch 
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in dieser Legislaturperiode in Kraft 
treten werde.
Die Senatsverwaltung für Stadtent­
wicklung sieht sich jedoch außer 
Stande, eine solche Verordnung 
rechtzeitig zu erlassen. Sprecher 
Mathias Gille: „Eine Verordnung 
macht nur dann Sinn, wenn sie auch 
vor den Gerichten Bestand hat.“
Das alte Zweckentfremdungsverbot 
war 2002 durch das Oberverwal­
tungsgericht Berlin abgeschafft wor­
den, weil die Richter damals keinen 
angespannten Wohnungsmarkt in 
Berlin mehr erkennen konnten. Seit­
her sind im großen Stil Wohnungen 
in Büros, Arztpraxen, Anwaltskanz­
leien und Ferienapartments umge­
wandelt worden. Über das Ausmaß 
der Zweckentfremdung hat die Ver­
waltung keine sicheren Erkenntnisse. 
Jens Sethmann
MieterMagazin 9/2011
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WOHnGeLD- unD MietenBeric

schöngefärbtes Zahle

Alle vier Jahre legt die Bundesregie-
rung dem Bundestag einen Wohn-
geld- und Mietenbericht vor. Die 
trends des neuen Zahlenwerks für 
die Jahre 2007 bis 2010 sind alar-
mierend: Die Zahl der städte und 
Kreise mit hohen Mietensteigerun-
gen nimmt zu, in den Großstädten 
wird das Wohnungsangebot immer 
knapper, die Mieten und Betriebs-
kosten steigen.

Der im Bericht als „neue Dynamik“ 
beschriebene Trend bewirkt zuneh­
mend  „Versorgungsschwierigkeiten 
für einkommensschwächere Haushal­
te“. Bundesweit sind heute  bereits 
12 Prozent der Haushalte vollständig 
oder teilweise auf Wohngeld und 
die Übernahme der Kosten für Un­
terkunft und Heizung angewiesen. 
Die Bruttokaltmiete betrug 2010 
im Bundesdurchschnitt 6,59 Euro je 
Quadratmeter und Monat. Bezogen 
auf eine durchschnittliche Wohn­
flä che von 70 Quadratmetern ent­
spricht das einem Betrag von 461 
Euro. Bei Erstbezug reichen die Mie­
ten von 5,75 bis 9,55 Euro je Qua­
dratmeter. In den Großstädten stie­
gen die Erst­ und Wiedervermie­
tungsmieten im Berichtszeitraum 
um durchschnittlich 3,1 Prozent pro 
Jahr. 2009 mussten Mieterhaushal­
MieterMagazin 9/2011
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te 22 Prozent ihres Einkommens 
für die Bruttokaltmiete aufwenden, 
Rentnerhaushalte sogar 26 Prozent. 
Im Vergleich zum letzten Berichts­
zeitraum stiegen auch die Heizkos­
ten beträchtlich – um 1,14 Euro pro 
Quadratmeter, das ist eine Zunah­
me von 3,3 Prozent pro Jahr. Sie 
machen inzwischen 15 Prozent der 
Warmmiete aus. 
Erstmalig wird in dem Bericht die 
Mietbelastung der Haushalte, die 
Wohngeld oder Hartz IV beziehen, 
berücksichtigt. Da deren Wohnkos­
tenbelastung jedoch mit Null gleich­
gesetzt wird, „verbessern“ sie die 
Statistik zur Wohnkostenbelastung. 
Ulrich Ropertz, Pressesprecher des 
Deutschen Mieterbunds:  „Wirklich 
neue Erkenntnisse bietet der Wohn­
geld­ und Mietenbericht nicht.“ Auf­
fallend sei allerdings eine relativ 
starke Tendenz zur Schönfärberei. 
Tatsächlich liege die Warmmieten­
belastung im Westen bei 33,3 Pro­
zent und im Osten bei 32,0 Prozent.
Daniela Wagner von der  Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen fordert, 
dass beim Wohngeld der Heizkosten­
zuschuss wieder eingeführt wird und 
bei energetisch sanierten Wohnun­
gen ein Klimazuschuss gezahlt wird. 
Die Kürzung der Städtebauförde­
rung lasse in den Wohnquartieren 
ieter vor ld-West hützen!munale Wohnungen und ein ietrecht gegen Spekulation, ung und Zweckentfremdung!.das-soziale-berlin.de
„keinen Stein auf dem anderen“ und 
die dort bisher so erfolgreichen „Ak­
teure im Regen stehen“, befürchtet 
Dr. Frank­Walter Steinmeier, Vorsit­
zender der SPD­Bundestagsfraktion. 
Bundesbauminister Peter Ramsauer 
(CSU) will, dass mehr Wohnungen 
gebaut werden, gibt die Verantwor­
tung jedoch weiter: „Jetzt ist es an 
den Ländern und Gemeinden, die 
regionale Wohnungsbautätigkeit zu 
unterstützen.“ Nur: Die Länder und 
Kommunen haben kein Geld.
Rainer Bratfisch

Schippen sollen 
die anderen: 
Bundesbauminister 
Peter RamsauerFo
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t mit einer notlage

SchlüSSeldienSte

einträgliches Geschäf

Sie heißen happy Key, Schlossdok-
tor oder Schlüsselmann, und oft ha-
ben sie mindestens drei „A“ vor ih-
rem Firmennamen, damit sie in der 
Rubrik „Schlösser“ oder „Schlüs-
sel“ auf den Gelben Seiten ganz 
weit vorn stehen. immer wieder be-
schweren sich Mieter über unseriö-
se Geschäftspraktiken von Schlüs-
seldiensten.

Im Auftrag des Verbraucherportals 
www.geld.de haben Tester bundes­
weit über 2000 Schlüsseldienste ver ­
deckt angerufen, um Durchschnitts­
preise für eine Türöffnung zu ermit­
teln. Das Resümee: 6 Prozent der 
Schlüsseldienste bestreiten über 67 
Prozent aller Telefonbucheinträge 
zu dieser Dienstleistung. Einzelne 
Anbieter verfügen über bis zu 171 
Telefonnummern. 0,6 Prozent der 
Anbieter, das sind neun Schlüssel­
dienste, gaukeln dem Verbraucher 
mit 1168 Telefonnummern einen lo­
8

Fo
to

: S
ab

in
e 

M
ün

ch

I
(
s
s
I
g

kalen und regionalen Wettbewerb 
vor, den es so gar nicht gibt. Ruft 
ein Hilfsbedürftiger also die Telefon­
auskunft an und erhält fünf Telefon­
nummern, kann es durchaus sein, 
dass er trotz unterschiedlicher Num­
mern und unterschiedlicher Firmen­
namen immer wieder in der Zentrale 
der gleichen Firma landet. Ein Preis­
vergleich wird so unmöglich.
In Baden­Württemberg sollte man 
lieber keinen Schlüsseldienst rufen: 
Hier kostet die Handwerkerstun­
de durchschnittlich 134 Euro – ohne 
Materialkosten. Mit 131 Euro folgt 
Berlin nach dem Saarland bereits 
auf Platz 3. Einige Schlüsseldienste 
berechnen in Berlin bis zu 160 Euro – 
plus 50 Prozent Notdienstaufschlag 
ab 18 Uhr und 100 Prozent ab 22 
Uhr. Mehrwertsteuer und 30 Euro 
Anfahrtskosten kommen ebenfalls 
hinzu. Ein Schlüsseldienst verlangte 
sogar 375 Euro für das Türöffnen!
Angemessen ist bei einer zugefalle­
e in nachgef
nen Tür ein Preis zwischen 40 und 
90 Euro tagsüber. Die Innung für 
Metall­ und Kunststofftechnik Ber­
lin vermittelt unter der Berliner Ruf­
nummer 69 58 05 80 seriöse Anbie­
ter. Notdienstzentralen kassieren zu­
meist zusätzliche Gebühren. Oft 
lässt sich die Tür, eventuell mit Hil­
fe eines versierten Nachbarn, auch 
selbst öffnen. Um Ärger und Kos­
ten zu vermeiden, sollte ein Ersatz­
schlüssel bei einer Vertrauensperson 
hinterlegt werden.
Rainer Bratfisch
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Wer den Schaden 
hat, kriegt häufig 

auch noch eine ge-
salzene Rechnung
ragten lagen 

iVd-MARKtMietSpieGel 

Münchner Verhältniss

Wer in Berlin eine Wohnung neu 
an mietet, muss im Schnitt 20 pro-
zent mehr bezahlen als der Miet-
spiegelwert ausweist. das belegt 
der kürzlich erschienene Markt-
mietspiegel des immobilienver-
bands deutschland (iVd). insge-
samt sind die neuvertragsmieten 
im Berliner Geschosswohnungsbau 
seit 2009 um 7,3 prozent gestiegen. 

n Lichtenberg 
hier: Kaskelkiez) 
ind die Neuab-
chlussmieten laut 
VD am stärksten 
estiegen
Rechtlich bindend ist die Übersicht 
des IVD nicht, aber immerhin aktuell 
ist sie. Stichtag der Datenerhebung 
war der 1. Mai 2011. Weil lediglich 
die Neuabschlussmieten erfasst wur­
den, wird die jüngste Marktentwick­
lung in diesem Bereich sehr genau 
wiedergegeben. 
Die Schwerpunktmiete, das heißt, 
die am häufigsten  anzutreffende 
Miete in Standardwohnlagen, be­
trägt demnach 6,20 Euro pro Qua­
dratmeter ohne Nebenkosten. Im 
Vorjahr lag sie noch bei 6 Euro, 2009 
bei 5,80 Euro. Zum Vergleich: Nach 
dem neuen Berliner Mietspiegel be­
trägt die Durchschnittsmiete 5,21 
Euro. Den stärksten Preisanstieg 
– der IVD spricht hier lieber von 
„Mietdynamik“ – weist mit 14,3 Pro­
zent Lichtenberg auf, gefolgt von 
Neukölln (13,7 Prozent) und Mitte 
(12 Prozent). Zweistellige Mietstei­
gerungen gibt es auch in Vorzugs­
wohnlagen von Friedrichshain­
Kreuzberg und Pankow. 

„Vom Run auf die Innenstadt profi­
tieren auch Wedding und Neukölln, 
die vormals weniger im Fokus der 
Wohnungssuchenden waren“, so 
Dirk Wohltorf, Vorsitzender des IVD 
Berlin­Brandenburg. In einzelnen 
be sonders nachgefragten Lagen, et­
wa in der Dorotheenstadt und dem 
Scheunenviertel in Mitte sowie den 
Ku’damm­Seitenstraßen, weist Berlin 
mittlerweile Münchner  Verhältnisse 
auf. Dort werden inzwischen Spit­
zenmieten von 14,50 Euro pro Qua­
dratmeter verlangt. Während in der 
Innenstadt die Preise also kontinuier­
lich ansteigen, sind Randbezirke wie 
Spandau oder Marzahn­Hellersdorf 
wenig nachgefragt und bieten daher 
noch vergleichsweise günstigen 
Wohnraum.                    Birgit Leiß 
MieterMagazin 9/2011
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die Anpassung ist übe

die Anpassung der Unterkunftskos-
ten für Bezieher von Arbeitslosen-
geld ii verzögert sich weiter. Weil 
sich der rot-rote Senat nicht einigen 
kann, müssen immer mehr Betrof-
fene einen teil der Miete aus eige-
ner tasche aufbringen. der Berliner 
Mieterverein hat nun in einem of-
fenen Brief eine rasche problemlö-
sung gefordert. 

Dass die übernommenen Unter­
kunftskosten den aktuellen Miet­
preisen hoffnungslos hinterherhin­
ken, ist spätestens seit Erscheinen 
des neuen Mietspiegels klar. Weil die 
akzeptierten Miethöhen vor allem 
bei den größeren Haushalten unrea­
listisch sind, müssen mittlerweile et­
wa 30 000 Bedarfsgemeinschaften 
einen Teil der Miete selber tragen. 
Einig ist man sich im Senat darüber, 
dass sich die Richtwerte künftig am 
Mietspiegel orientieren sollen. Zu­
MieterMagazin 9/2011

Mehr unter www.gruene-berli

Mieten- und 
Wohnungspolitik: 

sozial
und

kliMagere
SPD und Linke haben Ber

zehn Jahre sich selbst üb

eine Kleinstadt an die Bö

Klimaschutzgesetz beerd

Wir wollen:

• Mietsteigerungen begr

• Wohnraum vor Zwecken

• Sozialwohnungen rette

• Klimaschutz statt Heiz

Anzeige
dem soll die Ausführungsvorschrift 
(AV) Wohnen durch eine – weniger 
klageanfällige – Rechtsverordnung 
ersetzt werden. Gestritten wird aber 
noch darüber, wie die Richtwerte 
ermittelt werden. Während Finanz­
senator Ulrich Nußbaum (SPD) die 
einfache Wohnlage gemäß Miet­
spiegel zugrunde legen will, soll der 
Richtwert nach dem Willen der So­
zialsenatorin Carola Blum (Die Lin­
ke) aus einfacher und mittlerer La­
ge gebildet werden. Eine Berücksich­
tigung nur der einfachen Lage sei 
 stadtentwicklungspolitisch verfehlt, 
sagt Mietervereins­Geschäftsführer 
Reiner Wild: „Die gewünschte so­
ziale Mischung ist ge fährdet, wenn 
ALG­II­Bezieher auf  ausschließlich 
einfache Lagen ver wiesen werden.“ 
Wenn immer mehr Arbeitslose we­
gen zu niedriger Richt werte ge­
zwungen sind, umzuziehen, wür­
de das am Markt zudem einen re­
n.de

cht.
lins Wohnungsmarkt 

erlassen, mit der GSW 

rse gebracht und das 

igt. 

enzen

tfremdung schützen

n

kostenanstieg
gelrechten Preisschub auslösen, so 
Wild. Denn jeder Umzug führt zu 
höheren Preisen bei der Neuvermie­
tung. 
Der Finanzsenator rechnet bei dem 
Modell der Sozialsenatorin mit Mehr ­
kosten von rund 6,6 Millionen Euro. 
Birgit Leiß 

Die amtlichen 
Mietbegrenzungen 
für Hartz-IV-
Bezieher sind un-
realistisch niedrig
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zwischen Romantik 
und Revolution 
Zum Tag des offenen Denkmals am 
10. und 11. September öffnen wie­
der zahlreiche Denkmäler ihre Pfor­
ten für Besucher. Darunter sind inter­
essante Neuentdeckungen wie die 
zu Wohnzwecken umgebaute ehe­
malige Mälze rei in Pankow oder die 
wenig bekannte Waldsiedlung in 
Karlshorst. Passend zum diesjährigen 
Schwerpunktthema „Romantik, Re­
alismus, Revolution“ kann man dem 
Wandel des Klausener Kiezes am 
Charlottenburger Schloss nachspü­
ren oder die Restaurierung eines be­
sonders prachtvollen Treppenhauses 
in Friedenau bewundern. Die meis­
ten  Angebote sind kostenlos, bei et­
lichen muss man sich aber rechtzei­
tig anmelden. Das Programmheft 
liegt in Ratshäusern, Bürgerämtern 
und anderen öffentlichen Orten aus. 
Im Internet ist es verfügbar unter 
www.berlin.de/denkmaltag.       bl

L Die Broschüre 
„Romantik, Rea-

lismus, Revolution 
– Berliner Erbe“ 

gibt es kostenlos 
in Rathäusern und 

Bürgerämtern
9
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einsam grillen 

„Mariengrün“ 

getrennt wohnen, gem

in Marienfelde wird ein Quartier 
mit 2400 Wohnungen so  umgebaut, 
dass es den unterschiedlichen Be­
dürfnissen von Singles,  Familien 
und Senioren entsprechen soll. Mit 
dem Pilotprojekt will die Woh nungs­
baugesellschaft Degewo dem de­
mo grafischen Wandel rechnung 
tragen – und neue Mieter gewinnen. 

In den 70er-Jahre-Hochhäusern zwi-
schen Waldsassener Straße und Tir-
schenreuther Ring wird es künftig 
Auf gänge mit barrierearmen Woh-
nungen und Abstellmöglichkeiten für 
Rollatoren geben, andere dagegen 
werden Kinderwagenräume und den 
Spielplatz vor der Haustür bieten. 
„Nach unserer Erfahrung wollen die 
unterschiedlichen Gruppen separat 
wohnen“, erklärt der Degewo-Spre-
cher Lutz Ackermann. Das Konzept 
sehe daher keine Mischung, sondern 
unterschiedliche Angebote für die 
Generationen vor. Natürlich werde 
niemand gezwungen, umzuziehen, 
betont der Sprecher: Man könne 
zwar innerhalb der Siedlung wech-
seln, aber ein Single könne auch wei-
terhin in einem Familienhaus woh-
nen. „Das wird sich mit der Zeit von 
selber sortieren.“ 
Die Mieter werden an den Planun-
gen beteiligt. So fanden bereits meh -
rere Workshops statt, in denen die 
Bewohner ihre Wünsche zur Umge-
staltung der Grünflächen einbrin-
gen konnten. Die künftige Parkland-
schaft soll ein Begegnungsraum der 
Gene rationen werden, mit Grillplät-

In Marienfelde 
baut die Degewo 

eine Siedlung 
so um, dass sie 

unterschiedlichen 
Generationen und 
Lebensentwürfen 

gerecht wird
0

zen, Ruhezonen und Spielmöglich-
keiten für die Kinder. Gleichzeitig 
wird „Mariengrün“, so der neue Na-
me der Siedlung, umfassend ener-
getisch saniert. Neben Wärmedäm-
mung und Fensteraustausch sind 
auch zwei Blockheizkraftwerke ge-
plant. Der Energieverbrauch soll sich 
dadurch halbieren. 
Insgesamt 105 Millionen Euro will 
die Degewo in die  Modernisierung 
investieren. Dank öffentlicher För-
derung sowie erheblichen Einspa-
rungen bei den Heizkosten steigt 
die Warmmiete um vergleichsweise 
mode rate vier Prozent. Im Falle des 
27-Geschossers in der  Waldsassener 
Straße 29, der als erstes an die   Rei he 
kommt, bedeutet dies: Die Brutto-
warmmiete von derzeit durchschnitt-
lich 7,98 Euro pro Quadratmeter 
wird auf 8,51 Euro erhöht. 
Mit fünf Jahren Bauzeit rechnet die 
Degewo, losgehen sollte es schon im 
August. Für erhebliche Aufregung 
unter den Bewohnern sorgte die 
Nachricht, dass bei der Sanierung 
auch asbesthaltige Bauteile besei-
tigt werden. Nach Angaben der De-
gewo handelt es sich aber um fest 
gebundenen Asbest, daher bestehe 
keine Gesundheitsgefahr. 
Birgit Leiß
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Der BuchtiPP

ein Wegweiser durch 
Berlins Baugeschichte
Als Stadttheoretiker und Stadtplaner war Dieter Hoff-
mann-Axthelm maßgeblich am sogenannten Planwerk 
Innenstadt beteiligt. Sein Buch „Das Berliner  Stadthaus“ 
ist ein auch für stadtgeschichtliche Laien interessant zu 
lesender Führer zum verbliebenen Bestand  historischer 
Stadthäuser. Wer auf Entdeckungsreise gehen will, fin-
det der zeit keinen besseren Wegweiser. Der Begriff 
Stadthaus dient als Oberbegriff für eine Vielzahl von 
Haustypen. Von den mittelalterlichen Wurzeln des 
Hausbaus über den 30-jährigen Krieg, die Stadterwei-
terungen, die Ver staatlichung des Wohnungsbaus 
in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts, die stärkere 
Orien tierung auf den Mietmarkt unter Friedrich II. und 
das vormoderne Mietshaus kommt der Autor zum bür-
gerlichen Mietshaus, zu den Mietskasernen und zur 
Verbindung von Wohnen und Gewerbe. Er fordert  ei -
ne „grundsätzlich neue Weichenstellung in der  Berliner 
Stadtentwicklungspolitik“. Großstadthäuser müssten 
wieder flexibel und variantenreich sein. Große Flächen 
sollten nicht mehr an Großinvestoren verkauft, sondern 
parzelliert und individuell bebaut werden – unter Be-
rücksichtigung von Mieterinteressen.                       rb

L Dieter Hoff­
mann­Axthelm: 

Das Berliner 
Stadthaus, 

311 Seiten, über 
150 Abbildungen, 

DOM publishers 
2011, 28 Euro
MieterMagazin 9/2011
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hoFBegrünung 

Wettbewerb zeigt bre

Die Mieter der herbert­Baum­Straße 
in Weißensee haben hinter ihrem 
haus ein kleines Paradies geschaf­
fen – mit einem selbst  angelegten 
klostergarten, Pfirsichbäumen, 
hochbeeten aus recycelten ab­
bruchziegeln und einem gewächs­
haus. entstanden ist eine grüne 
oase, die die nachbarn miteinan­
der ins gespräch bringt und gleich­
zeitig den Folgen des klimawandels 
entgegenwirkt. Beim Wettbewerb 

„grüne höfe = gutes klima“ gab es 
dafür einen Preis. 

Gemeinsam mit der Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung hatte die 
Grüne Liga die schönsten Höfe Ber-
lins gesucht. 43 Hofprojekte  haben 
sich an dem Wettbewerb  beteiligt, 
darunter  Mietergemeinschaften 
und Genossenschaften ebenso wie 
Hauseigentümer und soziale Einrich-
tungen. Zwölf davon wurden prä-
MieterMagazin 9/2011
miert. Sie erhielten Geldpreise und 
Pflanzgutscheine. Für weitere neun 
Projekte gab es eine Anerkennung. 

„Wir wollten möglichst viele  ehren 
und haben daher bewusst keinen 
Hauptgewinner ausgewählt“, erklärt 
Gudrun Vinzing von der Grünen Li-
ga. „Die eingereichten Beiträge zei-
gen ein breites Spektrum an  Ideen 
für die nachhaltige Begrünung von 
Hinterhöfen in der Stadt“, so  Ulrich 
Nowikow, Leiter der siebenköpfigen 
Jury. 
Zu den Preisträgern gehören bei-
spielsweise ein 60 Quadratmeter 
kleiner Staudengarten in der Acker-
straße 19, ein komplett entsiegelter 
Gemeinschaftshof eines Mehrgene-
rationenhauses in der Wönnichstra-
ße 19 und das genossenschaftliche 
Wohnprojekt „Leuchtturm“ in der 
Pappelallee 43. Sie alle zeigen ein-
drücklich, dass begrünte Höfe auch 
aktiver Umwelt- und Klimaschutz 
sind. So wurden Fahrradschuppen 
und Kompostklos gebaut, Insekten-
hotels und Streuobstwiesen ange-
legt oder innovative Möglichkeiten 
der Regenwassernutzung ausgetüf-
  telt.                                Birgit Leiß

Gelebter Umwelt­ 
und Klimaschutz: 
der prämierte Hof 
in der Herbert­
Baum­Straße
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L Auch nach 
dem Ende des 
Wettbewerbs 
berät die Grüne 
Liga kostenlos über 
Möglichkeiten der 
Hof­ und Fassa­
denbegrünung. 
Grüne Liga e.V. 
Prenzlauer Allee 8
www.grueneliga­
berlin.de
S 44 33 91 0
MüllSchlucker 

gebremstes aus 

Der Protest gegen die geplante 
Schließung der Müllschlucker hatte 
erfolg. nach der ende Juni in kraft 
getretenen neuen Bauordnung dür­
fen bestehende Müllschächte wei­
ter betrieben werden, sofern Müll­
trennung und Brandschutz gewähr­
leistet sind. in der Praxis dürften 
aber nur die wenigsten anlagen 
diese Voraussetzungen erfüllen. 
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Mülltrennung ist 
bei Müllabwurf­

anlagen meist 
nicht möglich
Die im letzten Jahr beschlossene 
Stilllegung sämtlicher Müllabwurf-
anlagen ab 2013 wurde damit wie-
der rückgängig gemacht. Unterstützt 
von einem Bündnis aus CDU und 
Linken hatten sich viele Mieter ve-
hement gegen die neue Regelung 
gewehrt. Begründung: Mülltrennung 
und der Betrieb von Müllschächten 
müsse kein Widerspruch sein. Etwa 
4000 Müllschlucker gibt es noch in 
Berlin, meist in Großsiedlungen oder 
Hochhäusern. 
Abgesehen von der Bequemlichkeit 
gibt es fast nur Nachteile: Die Abfuhr 
ist teuer, nicht selten verursachen sie 
Brände und sie verleiten dazu, den 
Müll einfach in die Schächte zu wer-
fen, statt ihn getrennt zu  entsorgen. 
Die meisten Wohnungsbaugesell-
schaften würden die Anlagen  daher 
lieber schließen, doch oft scheitert 
dies am Widerstand der Mieter. So 
zum Beispiel in der  Schlangenbader 
Straße. Mit dem nun  beschlossenen 
Kompromiss können die Wohnungs-
unternehmen dennoch gut  leben: 

„Wir haben Anlagen in Marzahn, wo 
die Mülltrennung sehr gut funktio-
niert, was wir auch an den  niedri gen 
Betriebskosten sehen“, sagt der 
Spre cher der Degewo,  Michael 
Zarth. Man prüfe immer den Einzel-
fall. Anders als bisher muss für den 
Weiterbetrieb nun keine Ausnahme-
genehmigung mehr beim Bezirk be-
antragt werden. Ob die Belange 
des Brandschutzes und der Müll-
trennung gewahrt sind, liegt nach 
Auskunft der Senatsverwaltung für 
Stadt entwicklung in der Verantwor-
tung der Eigentümer. 
„Für die Mieter sind die Kosten das 
Entscheidende, und da fallen Müll-
schlucker fast immer negativ auf“, 
gibt der Geschäftsführer des Berliner 
Mietervereins, Reiner Wild zu be-
denken.                          Birgit Leiß 
11
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Städtebauförderung

Kürzung wider besser

die bundesregierung will die Pro-
gramme der Städtebauförderung 
noch einmal um 45 Millionen eu-
ro kürzen. Im Haushalt 2012 sind 
dafür nur noch 410 Millionen euro 
vorgesehen.

Die Städtebauförderung wird um 
rund zehn Prozent gekürzt. Schon 
für 2011 hatte der Bund gegen hef-
tige Proteste die Mittel von 610 auf 
455 Millionen Euro zusammengestri-
chen. Innerhalb von zwei Jahren fiel 
ein Drittel der Städtebauförderung 
dem Rotstift zum Opfer. 

„Die Bundesregierung ist auf dem 
besten Weg,  Städtebauförderung 

Für soziale Projekte 
in den Stadtteilen 
hat das Programm 
„Soziale Stadt“ 
kein Geld mehr

L Weitere Infor-
mationen zur 
Aktion des Berliner 
Quartiersmana ge -
ments unter 
http://soziale-
stadt-retten.de 
12
und Stadtumbauprogramme bis zur 
Bedeutungslosigkeit zusammen zu-
streichen“, erklärt Lukas Siebenkot-
ten, Direktor des Deutschen Mieter-
bundes. „Das ist wohnungspoli tisch 
falsch und auch finanzpolitisch nicht 
nachvollziehbar.“ 
Das Bundes bauministerium hat ge -
rade eine neue Studie  vorgelegt, die 
zeigt, dass je der Euro der  Städ te bau-
förderung Investitionen von 7,10 
Euro auslöst. Siebenkotten for dert 
deshalb, dass die staatlichen Mit tel 
mindestens wieder auf das Ni veau 
von 2010, also auf 610 Millionen 
Euro, aufgestockt werden. Auch die 
Sonderkonferenz der Landesbaumi-
nister hat sich einstimmig gegen Kür-
zungen ausgesprochen. „Das Bun-
deskabinett hat in seiner Haushalts-
entscheidung eigene Erkenntnisse 
ignoriert“, kritisiert Berlins Stadtent-
wicklungssenatorin Ingeborg Junge-
Reyer (SPD). 
Als Ausgleich kündigte Bundesbau-
minister Peter Ramsauer (CSU) ein 
neues KfW-Programm  „Energetische 
Stadtsanierung“ an, für das 92 Mil -
lionen Euro veranschlagt sind. Das 
sind allerdings keine Fördermittel, 
sondern verbilligte Kredite. Auch 
wiegt diese Summe die Kürzungen 
der vorigen zwei Jahre bei Weitem 
nicht auf.
Das Programm „Soziale Stadt“ zur 
Förderung sozial benachteiligter 
Quartiere, welches im letzten Jahr 
von 95 auf 28 Millionen Euro  radikal 
zurückgefahren wurde, soll 2012 auf 
40 Millionen Euro aufgestockt wer-
den. Im Vergleich zu 2010 ist das 
aber immer noch weniger als die 
Hälfte. Es bleibt auch dabei, dass 
damit keine sozial-integrativen Maß-
nahmen, sondern nur noch Bauvor -
haben gefördert werden. Der Arbeits-
kreis Berliner Quartiersmana ge ment-
Beauftragter hat deshalb eine neue 
Kampagne zum Erhalt des Programms 
gestartet und plant eine Bundestags-
petition.
Auf breiten Protest stieß auch die 
völlige Streichung des KfW-Förder-
programms „Altersgerechter Um-
bau“, mit dem die Schaffung bar-
rierefreien Wohnraums unterstützt 
wird. Selbst die generell subventions-
feindliche FDP fordert, dieses Pro-
gramm beizubehalten.
Jens Sethmann
der broScHürentIPP

Wohnungsmängel 
und Mietminderung
Jede fünfte Rechtsberatung der Mie-
tervereine im Deutschen Mieterbund 
dreht sich um  Wohnungsmängel. 
Vie le Mieter kennen ihre Rechte 
nicht und verzichten auf Reklama-
tionen, zah len trotz Mängeln weiter 
die volle Miete oder geben Repara-
turen unnötig selbst in  Auftrag. Der 
Deutsche Mieterbund hat deshalb in 
einer neuen Broschüre „Wohnungs-
mängel und Mietminderung“ die 
wichtigsten Rechte und Pflichten 
bei Mängeln rund um die Wohnung 
aufgelistet und nennt anhand von 
mehr als 500  Gerichtsurteilen Bei-
spiele, wann und in welchem Um -
fang die Miete gemindert werden 
darf.                                        mm

L Die Broschüre 
Wohnungsmängel 
und Mietminde-
rung ist für 6 Euro 
erhältlich in der 
Hauptgeschäfts-
stelle und in den 
 Beratungszentren 
des Berliner Mie -
tervereins sowie 
über www.mieter
bund.de
der WebtIPP

Video mit aha-effekt 
Die Serie von Treppenhausbränden in Berlin reißt nicht 
ab. Viele Todesfälle könnten verhindert werden, wenn 
sich die Bewohner beim Ausbruch eines Feuers  richtig 
verhalten würden. Zu diesem Zweck hat die  Berliner 
Feuerwehr in Zusammenarbeit mit Spezialisten der 
Freien Universität einen innovativen Aufklärungsspot 
erstellt, der fast ohne Sprache auskommt. Der zweiein-
halb Minuten lange Film zeigt die Rauchausbreitung bei 
einem Brand im Zeitraffer. Anschaulich wird, wie schnell 
sich der Qualm auch nach kleinen Bränden im gesamten 
Treppenhaus ausbreitet und wie gefährlich es in dieser 
Situation ist, die Wohnungstür zu öffnen. Sobald die Tür 
aufgeht, dringt der giftige Rauch in Sekundenschnelle 
in die Wohnung ein. Türen geschlossen halten, nicht ins 
Treppenhaus laufen und auf das Eintreffen der Rettungs-
kräfte warten, lautet daher der dringende Rat der Feuer-
wehr.                                                                           bl 

 Der Film 
ist zu sehen 

auf YouTube:
www.youtube.
com/watch?v
=-kgoiswqlyk
MieterMagazin 9/2011
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Sozialbindungen verra

das abgeordnetenhaus hat am 23. 
Juni gegen den heftigen Protest der 
betroffenen Sozialmieter, des ber-
liner Mietervereins (bMV) und der 
opposition das gesetz über den 
Sozialen Wohnungsbau in berlin 
(kurz: Wohnraumgesetz) beschlos-
sen. damit verabschiedet sich der 
Senat aus dem Sozialen Wohnungs-
bau. 

Mit dem neuen Gesetz werden von 
den 160 000 Sozialwohnungen Tau-
sende von den sozialen Bindungen 
befreit. Der Senat bietet den Eigen-
tümern einen Nachlass von 15 Pro-
zent an, wenn sie die Förderdarlehen 
vorzeitig zurückzahlen. Die Hälfte 
der Wohnungen in den betreffenden 
Wohnanlagen stellt der Senat dann 
von der Belegungsbindung frei. 
Bei den 28 000  Sozialwohnungen, 
für die keine Anschlussförderung 
mehr bewilligt wurde, gilt nach ei-
nem Eigentümerwechsel die orts-
übliche Vergleichsmiete. Bisher galt 
hier die Kostenmiete, die wegen der 
exorbitant ho hen Baukosten bei 13 
bis 19 Euro pro Quadratmeter netto-
kalt liegt. Mehrere Eigentümer nutz-
MieterMagazin 9/2011
ten solche Mietforderungen, um die 
Sozialmieter loszuwerden. Die Miet-
spiegelwerte liegen jedoch auch 
nicht gerade im Bereich dessen, was 
ein Sozialmieter zahlen kann. In den 
zutreffenden Baualtersklassen hat 
ein Oberwert schon die 10-Euro-
Schallmauer durchbrochen.
Die Initiative „sozialmieter.de“ hoff-
te, auf erheblich günstigere Mieten 
zu kommen, wenn statt Bemessung 
an der Vergleichsmiete bei einem 
 Eigentümerwechsel die K ostenmiete 
neu berechnet würde. Schließlich 
haben die Neueigentümer, die die 
Häuser aus einer Insolvenz heraus 
erwerben, nicht mehr die hohen Ka-
pitalkosten der ursprünglichen Bau-
herren zu tragen. „Die rot-rote Koa-
lition schlägt sich endgültig auf die 
Seite von findigen Immobilienspe-
kulanten, die auf Kosten von Mie-
tern sowie zu Lasten des Landes-
haushalts Sozialwohnungen zweck-
entfremden und exorbitante Rendi-
ten erwirtschaften“, erklärt „sozial-
mieter.de“-Sprecher Sebastian Jung. 
Sozialmieter, die die Mieterhöhun-
gen nicht tragen können,  sollen nun 
nach Intervention des Abgeordneten 
zial beim W
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Döring (Linke) länger Chancen auf 
Mietausgleich haben. Wenn sie sich 
zum Aus zug entschließen, haben sie 
in Zukunft nicht mehr nur sechs Wo-
chen, sondern sechs Monate Zeit 
zum Kof ferpacken – „ein minimales 
Trostpflaster“, kommentiert der Ber-
liner Mieterverein. 
Dass für Tausende Sozialwohnungen 
keine Sozialbindungen mehr gelten 
werden, obwohl ihr Bau gerade zu 
diesem Zweck mit Milliardensummen 
von der öffentlichen Hand gefördert 
wurde, hält BMV-Geschäftsführer 
Reiner Wild für „skandalös“. Gerade 
bei der gegenwärtigen Anspannung 
des Marktes wären Wohnungen für 
weniger zahlungskräftige Mieter 
wichtig.                   
Jens Sethmann

Für die 28 000 
Sozialwohnungen 

ohne Anschluss-
förderung gilt 

künftig nach einem 
Eigentümerwechsel  

der Mietspiegel 
(hier: Feilner-Höfe 

in Kreuzberg)
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armwasser 

energIe

erhebliches Sparpoten

Mit einem anteil von fast 28 Pro-
zent ist die Warmwasserbereitung 
der größte Stromverbraucher in pri-
vaten Haushalten. etwa jeder fünf-
te Haushalt heizt das Wasser elek-
trisch mittels boiler oder durchlauf-
erhitzer auf. das Verbraucherportal 

„co2online“ gibt Spartipps.

Warmes Wasser lässt sich mit Hilfe 
von Sparduschköpfen und Durch-
laufbegrenzern effizienter nutzen, so 
co2online. Bei täglich fünf Minuten 
Duschen könnten damit im Jahr et-
wa 16 500 Liter Wasser und rund 
160 Euro gespart werden. Auch po-
röse oder verkalkte und dadurch 
durchlässige Dichtungen können li-
terweise Wasser verschwenden. Er-

 Tipps von 
co2online unter 
www.co2online.de 
(Suchbegriff: 
Warmwasser) 
und von der 
Dena unter: 
www.thema-
energie.de/
heizung-heizen/
warmwasser.html

Wer den Boiler E
nicht auf höchster 

Stufe betreibt, kann 
viel Geld sparen
satz gibt es für wenige Cent im 
Baumarkt.
Auch beim Geschirrspülen und Wä-
schewaschen kann man Energie spa -
ren: Beide Geräte sollten immer nur 
voll beladen laufen, Geschirr  vorher 
eingeweicht werden. Bei der Wasch-
maschine kann dank moderner Kalt -
waschmittel bei normaler Verschmut -
zung eine Temperaturstufe herunter-
geschaltet werden. Bei größerer Ver-
schmutzung solle lieber länger statt 
heißer gewaschen werden, rät das 
Verbraucherportal.
An Boiler und Durchlauferhitzer soll-
te man die Temperatur so regulieren, 
dass das Wasser maximal 60 Grad 
Celsius warm wird. Laut Deutscher 
Energie-Agentur (Dena) ist es am 
effizientesten, die Temperatur des 
Durchlauferhitzers so einzustellen, 
dass das warme Wasser ohne die 
Zumischung von kaltem Wasser ge-
nutzt werden kann. Denn beim Mi-
schen gehe viel Wasser und Energie 
verloren.                 Kristina Simons
13
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Auf dem  
    Irrweg

Justizministerium plant 
    Mietrechtsänderungen
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Die schwarz-gelbe Bundesregierung 
macht ernst mit ihrem angekündig-
ten Angriff auf das Mietrecht. Justiz-
ministerin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger (FDP) hat einen 
Referentenentwurf für ein  „Gesetz 
über die energetische Modernisie-
rung von vermietetem Wohnraum 
und über die vereinfachte Durch-
setzung von Räumungstiteln“ – 
kurz: Mietrechtsänderungsgesetz 
(MietRÄndG) – erarbeiten lassen, 
der vermutlich im September in den 
Bundestag eingebracht wird. „Falsch, 
unnötig und gefährlich“, lautet die 
vernichtende Kritik des Deutschen 
Mieterbundes (DMB) an dem Ge-
setzesvorhaben. 
Die Regierungsfraktionen CDU/CSU 
und FDP haben schon 2009 in ihrem 
Koalitionsvertrag vermieterfreundli­
che Änderungen des Mietrechts be ­
schlossen. Weite Teile davon will die 
Bundesregierung jetzt umsetzen. Das 
Bundesjustizministerium hat sein 
lange angekündigtes Mietrechts­
änderungsgesetz zwar immer noch 
nicht offiziell in den Bundestag ein ­
gebracht, es liegt nun aber ein Re­
ferentenentwurf vor, der sich zu Re­
daktionsschluss noch in der Ressort­
abstimmung befand. Mit dem Ge­
setz will Schwarz­Gelb einerseits 
Hinder nisse für die Gebäudesanie­
rung und mehr Energieeffizienz be­
seitigen, um die Klimaschutzziele 
zu erreichen, andererseits das 
„Mietnoma dentum“ bekämpfen – 
beides mit erheblichen Einschnitten 
in die Rechte der Mieter. 
„Es ist ein Irrweg“, so der Präsident 
des DMB, Franz­Georg Rips. „Mit 
dem Abbau von Mieterrechten 
wird für den Klimaschutz und die 
Energie effizienz nichts gewonnen.“
Was als energetische Modernisie­
rung gilt und somit vom Mieter zu 
dulden ist, wird im Gesetzentwurf 
der Bundesregierung deutlich ausge­
weitet: Modernisierungsmaßnahmen 
sind „Veränderungen zur Verbesse­
rung der Mietsache oder sonstiger 
Gebäudeteile, insbesondere bauliche 
Maßnahmen, durch die nachhaltig 
der Wasserverbrauch reduziert oder 
durch die nachhaltig Primär­ oder 
Endenergie eingespart oder Energie 
effizienter genutzt oder das Klima 
auf sonstige Weise geschützt wird“. 
Es soll also nicht mehr darauf an­
kommen, ob beim Mieter eine Heiz­ 
oder Nebenkostenersparnis entsteht. 

Lasten einseitig 
bei den Mietern
Auch die Umstellung der Heizung 
auf Fernwärme oder den Anschluss 
an eine Kraft­Wärme­Kopplungsan­
lage müssen Mieter dulden und über 
Mieterhöhungen bezahlen – selbst 
wenn sie nichts davon haben. Sogar 
Fotovoltaik­Anlagen oder Wind­
kraftwerke könnten sich Eigentümer 
MieterMagazin 9/2011



maden“: 

Energetische 
Sanierung ist 
eine Gemein­
schaftsaufgabe 
– bezahlen sollen 
aber die Mieter
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über die Modernisierungsumlage 
von den Mietern bezahlen lassen – 
und die Einspeisevergütung für den 
erzeugten Strom alleine einstreichen. 
Die bisherige Regelung, dass elf Pro­
zent der Modernisierungskosten auf 
die Jahresmiete aufgeschlagen wer­
den dürfen, bleibt unverändert. Je 
teurer eine Modernisierung ausfällt, 
desto höher steigt also die  Miete. 
„Richtiger wäre es, stattdessen zu 
sagen: Je besser und effizienter die 
Modernisierungsmaßnahme, je grö­
ßer die Energieeffizienzverbesse­
rungen sind, desto mehr kann auch 
die Miete steigen“, erklärt dazu 
Franz­Georg Rips. Daher plädiert 
der Mieterbund wie auch der Berli­
ner Mieterverein (BMV) dafür, die 
Elf­Prozent­Umlage abzuschaffen 
und stattdessen Mieterhöhungen 
immer nur im System der ortsübli­
chen Vergleichsmiete zuzulassen – 
wobei dem energetischen Zustand 
der Wohnung ein größeres Gewicht 
beizumessen ist.
Die Möglichkeiten, eine Modernisie­
rungsmaßnahme aufgrund einer un­
MieterMagazin 9/2011
zumutbaren Härte abzulehnen, will 
der Bund drastisch einschränken. Die 
zu erwartende Mieterhöhung soll 
kein Härtegrund für die Duldung der 
Maßnahme mehr sein, sondern sich 
nur noch bei der Miethöhe nach Mo­
dernisierung auswirken. „Die bishe­
rigen Härtegründe werden durch die 
Hintertür de facto abge schafft“, 
kommentiert der DMB, weil bei Här­
te immer die Notwendigkeit des Kli­
maschutzes berücksichtigt werden 
soll. 
Die Frist, in der Mieter eine Härte 
einwenden können, wird zudem ver­
kürzt. Bereits in dem Monat nach 
der Modernisierungsankündigung 
Die übertriebene Angst vor dem 
äu ßerst seltenen Phänomen der 
„Mietnomaden“ wird im Gesetz­
entwurf der Bundesregierung lang 
und breit aufgegriffen. In der 37­ 
sei tigen Begründung geht es auf 
15 Seiten allein um das Vorgehen 
gegen Mietnomaden. In sieben Ge ­
setzen sollen 13 Vorschriften ge­
ändert werden – für ein Delikt, das 
von Eigentümerverbänden zwar 
ausdauernd beklagt und vom Pri­
vatfernsehen immer wieder in ef­
fekthascherischen Doku­Soaps 
aus geschlachtet wird, aber in der 
Realität laut einer von der Bun des­

regierung beauftragten wis­
senschaftlichen Studie kaum 
vorkommt.

Gesetzentwurf contra „Mietno
Ein Phantom wird aufgeblasen
E

Geplant ist, dass der Vermieter künf­
tig fristlos kündigen darf, wenn der 
Mieter die Kaution nicht zahlt oder 
mit zwei Monatsmieten in Verzug 
ist. Außerdem soll die Räumung per 
einstweiliger Verfügung angeord­
net werden können, wenn der Ver­
mieter eine Räumungsklage wegen 
Zahlungsverzuges erhoben hat und 
der Mieter einer Hinterlegungsan­
ordnung nicht nachkommt. 
„Ein neuer Kündigungstatbestand ist 
überflüssig“, erklärt DMB­Präsident 
Franz­Georg Rips. „Schon heute gilt: 
Wer nicht zahlt, kann fristlos gekün­
digt werden.“ Bei der Räumung per 
einstweiliger Verfü gung besteht die 
große Gefahr, dass der Rechtsweg 
für betroffene Mieter verkürzt wird. 
15
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Die Ansprüche an 
Modernisierungs­
ankündigungen 
durch den Vermie­
ter sollen reduziert, 
Mietminderungs­
ansprüche von 
Mietern wegen 
baubedingter 
Unannehmlich­
keiten nicht mehr 
durchsetzbar sein
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müssen sie dem Vermieter die Grün­
de dafür mitteilen. Wenn der Mieter 
die Frist versäumt, kann er die Miet­
erhöhung nicht mehr abwenden. Für 
den BMV ist das „eine  wahrhaftige 
Mieterfalle“. Für Mieter wird es oh­
nehin schwieriger, vor einer Moder ­
nisierung die künftigen  Wohnkosten 
abzuschätzen. Bei Modernisierungs­
ankündi gungen soll es ausreichen, 
wenn der Vermieter auf „anerkannte 
Pauschal werte“ Bezug nimmt, um 
über die Energieeinsparung zu infor­
mieren. Dadurch wird auch im Nach­
hinein die Wirtschaftlichkeit einer 
energetischen Modernisierung für 
den Mieter nicht mehr überprüfbar. 
Wird der Gesetzentwurf verabschie­
det, könnten sich viele Eigentümer 
die  Modernisierungsankündigungen 
gleich ganz sparen. Wenn ein Ver­
mieter eine Modernisierungsmaß­
nahme nicht pflichtgemäß ankün­
digt, soll künftig die mögliche Miet­
erhöhung sechs Monate später wirk­
sam werden. Weitere Sanktionen 
gibt es nicht. Für Eigentümer, die 
häufig Schwierigkeiten haben, kor­
rekte Ankündigungen zu verfassen, 
ist das eine kalkulierbare Minderein­
nahme: Wenn sie für sechs Monate 
auf den Mieterhöhungsbetrag ver­
zichten, können sie einfach losbauen, 
ohne den Mietern auch nur irgend­
etwas mitzuteilen.
Außerdem soll bei energetischen 
Modernisierungen das Mietminde­
rungsrecht für drei Monate völlig 
abgeschafft werden. Das bedeutet: 
Fallen im Zuge der Sanierungsarbei­
ten Heizung und Warmwasser aus, 

Im Zivilrecht 
ohne Beispiel
ist das Haus komplett eingerüstet, 
gibt es keine Lüftungsmöglichkeiten 
mehr und leben Mieter wochenlang 
im Baustellendreck und ­lärm, müs­
sen sie künftig trotzdem die volle 
Miete zahlen. Erst wenn die Beein­
trächtigungen nach einem Viertel­
jahr immer noch bestehen, können 
sie ab diesem Zeitpunkt die Miete 
mindern. Damit will der Gesetzge­
Viel Aufhebens 
um eine seltene 
Spezies: Miet­
betrüger kommen 
auch nach einer 
Untersuchung der 
Bundesregierung 
nicht oft vor
„Es darf nicht sein, dass ein Räu­
mungstitel ergeht, nur weil der Mie­
ter die Sicherheit nicht oder nicht 
vollständig erbracht hat“, erklärt 
Rips. „Es darf auch keine Räumungs­
titel geben, ohne dass die vom Ver­
mieter behaupteten Zahlungsansprü­
che geprüft und von einem Gericht 
für begründet erklärt worden sind.“ 
Dass Wohnungsbetrüger strafrecht­
lich zur Verantwortung gezogen wer­
den, stellt Rips in keiner Weise in Fra ­
 ge. Zu diesem Zweck jedoch zahlrei­
che zivilrechtliche Vorschriften zu än­
dern, hält der Deutsche Mieterbund 
für unnötig und überflüssig. „Hier­
durch wird das be hauptete Mietno­
madenproblem nicht gelöst und kein 
Betrugsfall verhindert“, so Rips. „Das 
ist gefährlich, lädt zum Missbrauch 
ein und ist der falsche Weg.“ 
Auch der Vorsitzende des Deutschen 
Mietgerichtstages, Amtsrichter Ulf 
Börstinghaus, hält das Mietnoma­
denproblem für aufgebauscht. „Viel 
interessanter ist inzwischen das neu 
aufgetretene Phänomen der Vermie­
ternomaden“, sagt Börstinghaus im 
Interview mit dem Internetportal 
„Der Westen“. Immer mehr Woh­
nungen werden an ausländische 
Investoren verkauft, die für Mieter 
kaum zu erreichen sind. „Die sitzen 
dann weiß Gott wo und wechseln 
die Verwalter wie andere die Un­
terhosen“, so Börstinghaus. „Schi­
cken Sie mal eine Mängelanzeige 
auf die Caymaninseln ... oder auf 
die Isle of Man.“                        js
MieterMagazin 9/2011



 

 

Photovoltaik und 
Windenergie: 
die Moderni­
sierungskosten 
den Mietern, 
die Vergütungen 
den Vermietern
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ber die Eigentümer zum zügigen 
Bauen animieren. Eine solche Rege­
lung wäre im Zivilrecht beispiellos. 
„Niemand muss 100 Prozent zahlen, 
wenn die Gegenleistung nicht zu 
100 Prozent in Ordnung ist“, sagt 
DMB­Präsident Rips. Im Vergleich 
mit den Baukosten sind die Minde­
rungsbeträge schließlich auch so ge ­
 ring, dass sie kein Investitionshin­
dernis darstellen können. „Davon 
macht kein vernünftig denkender 
Eigentümer Investitionen abhängig“, 
so Rips. Die Neuregelung würde 
auch für Streit sorgen, wenn gleich­
zeitig mit einer energetischen Mo­
dernisierung andere Baumaßnahmen 
ausgeführt werden, die ebenfalls 
den Gebrauchswert der Wohnung 
beeinträchtigen und somit zu einer 
Mietminderung berechtigen. 
„Die Bundesregierung will offen­
sichtlich energetische Modernisie­
rungen um jeden Preis durchsetzen 
– gleichgültig, wie belastend die 
Baumaßnahmen für die Betroffenen 
sind, ob die Modernisierung sinnvoll 
oder wirtschaftlich ist oder nicht, ob 
Energie oder Heizkosten in nennens­
wertem Umfang eingespart  werden, 
ob die Miete nach Abschluss der 
Baumaßnahme noch bezahlbar 
bleibt oder nicht“, erklärt der DMB­
Präsident. „Mietrechtliche Vor­
schriften haben in der Vergangen­
heit energetische Modernisierungen 
weder verhindert noch erschwert. 
Deshalb werden die geplanten 
Mietrechtsverschlechterungen auch 
keine Klimaschutz­ oder Energieeffi­
zienzeffekte bewirken können.“
„Notwendiger Klimaschutz und Ener­
gieeffizienz werden missbraucht, um 
Mieterrechte zu beschneiden und 
MieterMagazin 9/2011
Vermietern ungerechtfertigte Vor­
teile zu verschaffen“, erklärt auch 
Heidrun Bluhm, wohnungspoliti­
sche Sprecherin der Linksfraktion 
im Bundestag. „Schon das gültige 
Mietrecht kann Wohnungsnot, Mie­
tenexplosion, Sanierungsstau und 
Verdrängungsprozesse nicht verhin­
dern“, meint Bluhm und fordert, das 
Mietrechtssystem dringend zuguns­
ten der Mieter zu reformieren. Ihre 
Fraktion hat deshalb den Gesetzent­
wurf der Berliner Bundesratsinitiative
wortgleich übernommen und ihn auf 
diese Weise im Juli erstmals in die 
Bundestagsdebatte geworfen.
Der vom Berliner Senat im Novem­
ber 2010 in den Bundesrat einge­
brachte Entwurf für ein „Gesetz zur 
Sicherung bezahlbarer Mieten und 
zur Begrenzung von Energieverbrauch
und Energiekosten“ ist nach der Über­
weisung an die zuständigen Aus­
schüsse auf keiner Tagesordnung 
wieder aufgetaucht und droht auf 
dem Müllhaufen der gescheiterten 
Gesetzesinitiativen zu enden. Um 
dem Vorhaben neuen Schwung zu 
geben, hat die Linksfraktion diesen 
Entwurf als Antrag in die Plenarde­
batte gebracht. „Auch wenn die 
da rin gemachten Forderungen noch 
hin ter unseren eigenen Vorstellun­
gen zurückbleiben, geht der Berli ner 
An trag einen großen Schritt in die 
rich tige Richtung“, begründet die 
Linken­Abgeordnete Ingrid Rem­
mers die Übernahme des Entwurfs. 
Zur Erinnerung: Der Berliner Senat 
hat vorgeschlagen, die Mieterhö­
hungsmöglichkeiten in bestehenden 
Mietverhältnissen von 20 Prozent 
innerhalb von drei Jahren auf 15 
Pro zent in vier Jahren zu begrenzen. 
Von den Modernisierungskosten sol­
len nur noch neun statt elf Prozent 
auf die Jahresmiete umge legt wer­
den. Außerdem sollen die Kommu­

nen in die Lage ver setzt wer den, 
den sogenannten Mietwucher pa­
ra grafen im Wirtschaftsstrafrecht 
auch in einzelnen Stadtteilen anzu­
wenden. Damit Mieter den energe ­

Die Umstellung auf 
Fernwärme oder 
Kraft­Wärme­
Kopplung soll auch 
dann umlagefähig 
sein, wenn sie den 
Mietern Mehr­
kosten beschert
17



TiTel
tischen Zustand eines Hauses ein­
schätzen können, soll der Energie­
ausweis Bestandteil des Mietvertra­
ges werden. Zudem soll die Umstel­
lung auf Contracting nur zulässig 
sein, wenn die Mehrheit der Mieter­
schaft zustimmt. 
An die SPD und die Grünen im Bun­
destag gerichtet, fragte Remmers: 
„Es kann doch zumindest für die 
Oppositionsfraktionen hier im Hau­
se eigentlich keine unüberwindliche 
Hürde sein, einem Antrag wohlwol­
lend zuzustimmen, der von der in 
Berlin regierenden SPD verfasst wor­
den ist, oder?“

Die Mieterforde­
rung nach mehr 
Verbindlichkeit 
des Energiepasses 
findet sich bei 
den Änderungs­
vorschlägen der 
Ministerin nicht
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Daniela Wagner, wohnungspolitische 
Sprecherin der  Bundestags­Grünen, 
ist der Meinung, dass man dem Ge­
setzentwurf „seine Zustimmung, 
jeden falls über weite Strecken, nicht 
verweigern kann“. Insbesondere in 
Me tropolregionen mit angespannten 
Wohnungsmärkten bestehe die Ge­
fahr, dass einkommensschwächere 
Mieter „unter dem Deckmantel der 
energetischen Sanierung aus ihren 
Wohnungen heraussaniert werden“, 
so Wagner. 

Standpunkte 
weit auseinander
Die Sozialdemokraten äußerten 
sich vorsichtiger zustimmend. Der 
Hamburger SPD­Abgeordnete  Ingo 
Egloff: „Die Mietentwicklung in 
bestimmten Teilgebieten steuern 
zu können, ist zumindest für große 
Städte wie Hamburg, Berlin, Mün­
chen und Köln wichtig. Ich finde, 
an gesichts dessen lohnt es sich, über 
diesen Gesetzentwurf zu reden.“ 
Über eine Senkung der Modernisie­
rungsumlage von elf auf neun Pro­
zent müsse man tatsächlich nach­
denken, so Egloff. „Auch die Sache 
mit dem Energiepass ist sinnvoll.“ 
Entrüstung hingegen bei den Koali­
tionsfraktionen. Sie stören sich vor 
allem an der Reduzierung der Mo­
dernisierungsumlage. „Wenn wir 
diese Möglichkeiten beschneiden, 
dann riskieren wir, dass immer we­
niger Eigentümer bereit sind, in 
Wohnraum zu investieren“, erklär­
te der FDP­Abgeordnete Stephan 
Thomae. Die Union stößt ins gleiche 
Horn: „Wie wollen Sie die Eigentü­
mer zu den notwendigen, aber teu­
ren Modernisierungsmaßnahmen 
motivieren, wenn Sie ihnen Steine 
in den Weg legen?“, meinte der 
Berliner CDU­Abgeordnete Jan­
Marco Luczak.  
Eine Annäherung der gegensätz­
li chen Standpunkte zeichnet sich 
noch nicht ab. Doch für die Ent­
scheidungsträger ist es nun Zeit, 
öffentlich Farbe zu bekennen. Die 
Mietrechtsdebatte ist eröffnet.
Jens Sethmann
In der Gesetzesnovelle der Bundes­
regierung gibt es zwei Punkte, die 
aus Mietersicht positiv zu bewerten 
sind. Überraschend mieterfreundlich 
ist die vorgeschlagene Regelung zum 
sogenannten Contracting ausgefal­
len: Wenn die Energieversorgung ei­
nes Hauses auf die Wärmelieferung 
durch einen externen Dienstleister 
(Contractor) umgestellt werden soll, 
muss eine effizientere Energienut­
zung und die Warmmietenneutra­
li tät für den Mieter gewährleistet 
sein. Diese gesetzliche Regelung ist 
für den DMB „schon lange überfäl­
lig“. Allerdings soll dieser Passus 
nicht auf bereits bestehende Wär­
melieferungsverträge anwendbar 
sein. „Damit hilft die neue Contrac­
ting­Regelung bei weitem nicht al­
len Mietern“, merkt DMB­Präsident 
Franz­Georg Rips an. 
Einen besseren Schutz vor Eigenbe­
darfskündigungen verspricht das 
Vorgehen gegen das sogenannte 
Münchener Modell. Mit dem kön­

Zwei Regelungen sind mieterfreu
nen nach bisheriger Gesetzeslage die 
Kündigungssperrfristen umgangen 
werden, wenn eine Personengemein­
schaft ein Haus erwirbt und dann für 
deren Mitglieder Wohnbedarf gel­
tend macht. Dieses Schlupfloch soll 
geschlossen werden. Allerdings 
fehlt weiterhin ein Schutz für die 
Mieter von Reihenhäusern, deren 
Grundstücke real geteilt werden.
Verzichten will die Bundesregierung 
offenbar auf die Angleichung der 
Kündigungsfristen. Im Koalitions­
vertrag hatten CDU/CSU und FDP 
noch vereinbart, die Fristen für 
Mieter und Vermieter zu verein­
heitlichen und damit die für Mieter 
erfreuliche Mietrechtsänderung 
von 2001 zurückzudrehen. Seit da­
mals beträgt die Kündigungsfrist 
für Mieter drei Monate, für Ver­
mieter drei bis neun Monate – je 
nach Wohndauer des Mieters. Die 
Angleichung sei „endgültig vom 
Tisch“, sagte der FDP­Bundestags­
abgeordnete Stephan Thomae An­
fang Juli zur „Bild“­Zeitung. Die 
Nachrichtenagentur dpa zitierte 
gleichzeitig einen namentlich nicht 
genannten Unionssprecher: „Wir 
sehen im Moment nicht wirklich 
Handlungsbedarf.“ Zumindest im 
vorliegenden Referentenentwurf 
bleiben die Kündigungsfristen un­
angetastet. „Wir begrüßen es, 
wenn die Bundesregierung auf die 
Angleichung verzichtet“, sagt BMV­
Geschäftsführer Reiner Wild. Die 
zuvor angekündigte Änderung hielt 
der BMV für unsinnig.                 js

Erfreuliches 
Detail: An den 

Kündigungs­
fristen soll nicht 
gerüttelt werden
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SanierungSgebiet WarSchauer StraSSe

große soziale Kluft auf engem raum
im april wurde das Friedrichshainer Sanierungsgebiet Warschauer Straße 
aufgehoben. nach 16 Jahren Stadterneuerung hat sich das Viertel stark 
verändert. Sowohl die häuser als auch die bewohnerstruktur haben eine 
durchgreifende umwälzung durchgemacht – eine entwicklung, die auch 
nach dem ende der Sanierung weitergehen wird. 

Viele ehemalige 
Fabrikgebäude rund 
um die Warschauer 

Straße wurden 
in attraktive, 

aber kostspielige 
Lofts umgebaut
Hostels, die sich daraufhin im Kiez 
ansiedelten, für Ärger mit den An-
wohnern. Die mit den  Schlagworten 
„Gentrifizierung“ und „Touristifi-
zierung“ beschriebenen Entwicklun-

Die meisten Altbauten sind moder-
nisiert, fast alle Baulücken mit Neu-
bauten geschlossen. Produktionsbe-
triebe sind aus den Gewerbehöfen 
nahezu verschwunden. Auf der an-
deren Seite sorgt die Ende der 90er 
Jahre entstandene  Kneipenmeile 
 Simon-Dach-Straße und die vielen 

Das gebiet in Zahlen
Ende 1994 wurden neun Straßenblöcke beiderseits der 
Warschauer Straße zum Sanierungsgebiet erklärt. Das 
Gebiet ist 38 Hektar groß und umfasste anfangs 5100 
Wohnungen. Nach Wohnungszusammenlegungen 
und einzelnen Abrissen einerseits und Neubauten und 
Dachgeschossausbauten andererseits erhöhte sich die 
Zahl der Wohnungen bis Ende 2009 auf 5600 – per 
Saldo ein Plus von zehn Prozent. Die Einwohnerzahl er-
höhte sich in diesem Zeitraum um ein Drittel auf 8600. 
Von den Altbauten sind 64 Prozent vollsaniert. 950 
Wohnungen wurden mit öffentlicher Förderung er -
neuert und unterliegen deshalb einer langfristigen 
Mietpreis- und Belegungsbindung.                        js
MieterMagazin 9/2011
gen treten in dem Quartier gleich-
zeitig auf.
Im Gebiet Warschauer Straße ist die 
Kluft zwischen Arm und Reich be-
sonders groß – und sie wächst wei-
ter. Das zeigt die Sozialstudie der 
Mieterberatungsgesellschaft ASUM 
von 2009. Ab 2003 stieg das mitt-
lere Haushaltsnettoeinkommen von 
1100 Euro auf 1800 Euro rasant an. 
Während 30 Prozent der Haushalte 
mehr als 2600 Euro im Monat zur 
Verfügung haben, beziehen elf Pro-
zent der Bewohner Hartz-IV-Leis-
tungen. Die Einkommenssteigerun-
gen sind vor allem mit dem Zuzug 
von gut verdienenden Erwerbstäti-
gen zu erklären. 
In den letzten acht Jahren sind nicht 
nur viele Wohnungen modernisiert 
worden. Es wurden in der War-
schauer, Boxhagener, Grünberger 
und Kadiner Straße auch mehrere 
Hinterhof-Fabrikgebäude in Wohn-
lofts umgebaut, deren Mieten ein 
überdurchschnittliches Einkommen 
erfordern. Dabei sind selbstnutzende 
Wohnungseigentümer auf dem Vor-
marsch: Haben 2003 nur ein Prozent 
der Bewohner angegeben, Eigentü-
mer ihrer Wohnung zu sein, so wa-
ren es 2009 schon sieben Prozent. 
Die durchschnittliche  Nettokaltmie te 
lag 2009 für eine Vollstandardwoh-
nung bei 5,01 Euro pro Quadratme-
ter und damit schon über dem Miet -
spiegel-Durchschnitt. Bei Neuver-
mietungen wird noch kräftig drauf-
geschlagen: Besonders bei familien-
gerechten größeren Wohnungen 
verlangen die Vermieter Preise, die 
um 40 Prozent über dem Mietspie-
gel liegen. Durch diese ganz lega-
len Preissprünge wird das allgemei-
ne Mietniveau nach oben gedrückt. 
„Das wird eine gewaltige soziale Ver-
schiebung verursachen“, sagt Fried-
richshain-Kreuzbergs Bürgermeister 
Franz Schulz. „Wenn man nicht ein-
greift, werden wir in 10 oder 15 Jah-
ren in der Innenstadt keine gering-
verdienenden Mieter mehr haben.“
Die ASUM-Studie bezeichnet elf 
Prozent der jetzigen Bevölkerung als 
stark verdrängungsgefährdet. Dazu 
zählen vor allem die Bewohner un-
sanierter Häuser mit einem geringen 
Einkommen, die im Falle einer Mo-
dernisierung die Miete für ihre Woh-
nung nicht mehr tragen könnten. 
Der Bezirk diskutiert deshalb über 
eine Milieuschutzverordnung für die 
drei aufgehobenen Sanierungsgebie-
te in Friedrichshain.

Die Sanierung der infra-
struktur geht weiter

Die Erneuerung der öffentlichen Ein-
richtungen im Quartier Warschauer 
Straße kam erst ab 2002 in Gang. 
Zur Behebung des Gründefizits wur-
den alle Möglichkeiten ausgeschöpft. 
Da es kaum öffentliche Flächen zum 
Neubau von Spielplätzen oder Grün-
anlagen gab, wurden auch Blockin-
nenbereiche dafür genutzt. 
Die Sanierung der Schulgebäude ist 
noch längst nicht abgeschlossen, und 
auch der Umbau der  Straßenräume, 
etwa der Warschauer Straße, be-
ginnt erst jetzt. Das alles muss in 
den kommenden drei Jahren ge-
schafft sein, später können hier  kei -
ne Städtebaufördermittel mehr ein-
gesetzt werden. Der Bezirk  hätte 
sich deshalb gewünscht, dass das 
Sanierungsgebiet noch etwas länger 
bestehen bleibt.
Jens Sethmann
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Längerer Schutz vor eigenbedarf 
                 in sechs Bezirken
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Nach langem Tauziehen hat sich 
die rot-rote Koalition auf eine neue 
Regelung zum Schutz der Mieter 
nach Umwandlung geeinigt. Der 
Berliner Mieterverein (BMV) zeig-
te sich erleichtert, denn nunmehr 
profitieren sogar mehr Mieter als 
zuvor von einer verlängerten Kün-
digungssperrfrist. 

Die neue Berliner Kündigungssperr­
fristverordnung – die bei Redaktions ­
 schluss noch nicht rechtskräftig war 
– sieht vor, dass Mieter in sechs Be­
zirken nach Umwandlung in eine 
Eigentumswohnung sieben Jahre 
lang vor einer Eigenbedarfskündi­
gung geschützt sind. Diese Sperrfrist 
gilt auch für den Kündigungsgrund 
„Hinderung wirtschaftlicher Verwer­
tung“, der allerdings weitaus selte­
ner vorkommt. Bisher galt die Son­
derfrist nur für vier Bezirke, nämlich 
Friedrichshain­Kreuzberg, Charlot­
tenburg­Wilmersdorf, Pankow und 
Tempelhof­ Schöneberg. Neu hinzu­
gekommen sind Mitte und Steg litz­
Zehlendorf. In den restlichen Be­
zirken gilt lediglich die gesetzliche 
Schon frist von drei Jahren gemäß 
Bürgerlichem Gesetzbuch (BGB). 
Die Zahl der zusätzlich geschützten 

Drohungen, über-
höhte Kaufpreise, 
Räumungsklagen: 

Wo in Eigentum 
umgewandelt wird, 

müssen Mieter 
mit allem rechnen 

(umgewandelte 
Objekte in der 

Willibald-Alexis-
Straße und in der 
Frankfurter Allee)

ie Broschüre ist 
rhältlich für 5 Euro 
n der Geschäfts-
telle des Berliner 
ietervereins oder 

ei der Verlagsge-
ellschaft des DMB, 
0169 Berlin 
zuzüglich Ver-
andkosten) 
0

Mietverhältnisse wird auf 40 000 ge ­
schätzt. „Wir begrüßen, dass zwei 
Bezirke dazugekommen sind, aller­
dings hätten wir eine zehnjährige 
Sperrfrist wie in Hamburg für ange­
messen gehalten“, kommentiert Rei­
ner Wild, Geschäftsführer des Berli­
ner Mietervereins. 

Leere Wohnungen erzielen 
einen höheren Preis

Allein zwischen 2004 und 2009 sind 
rund 30 000 Mietwohnungen umge­
wandelt worden, wie eine Kleine An ­
 frage des Abgeordneten Klaus Doe­
ring (Die Linke) ergab. Vor allem 
2009 boomte das Geschäft, 6916 
Wohnungen wurden in diesem Jahr 
umgewandelt. Gegenüber 2007 ist 
das eine Steigerung um 75 Prozent. 
Spitzenreiter ist Charlottenburg­Wil­
mersdorf mit 1496 Umwandlungen, 
gefolgt von Tempelhof­Schöneberg 
mit 1192. Im vergangen Jahr ging 
die Zahl dann auf 4500 zurück, was 
die Eigentümer­Zeitschrift „Grundei­
gentum“ prompt zum Anlass nahm, 
die Berechtigung einer Schutzklausel­
Verordnung in Frage zu stellen. 
Doch das Umwandlungsgeschäft ist 
immer Schwankungen  unterworfen, 
der Rückgang im vergangenen Jahr 
lasse daher nicht unbedingt eine 
Trendwende erkennen, meint BMV­
Chef Reiner Wild. Da leere Wohnun­
gen mehr einbringen als  vermietete, 
wird auf die Bewohner oft erhebli­
cher Druck ausgeübt, auszuziehen. 
Wie das geht, zeigt das Beispiel ei­
nes denkmalgeschützten Blocks in 

der Frankfurter Allee. Zuerst 
bot man den Mietern ihre 
Wohnungen zum Kauf an – 
zu völlig überhöhten Preisen, 
wie Steffen Zillich, Fried­
richshainer Abgeordneter 
der Linken berichtet. Dann 
wurde den schockierten Mie­
tern mitgeteilt, dass sie in­
nerhalb eines bestimmten 
Zeitraums ausziehen müss­
ten. Die Bewohner, von de­

nen etliche seit Jahrzehnten hier le­
ben, haben mittlerweile eine Mieter­
initiative gegründet. 
Umwandlung bedeutet aber nicht 
nur für die betroffenen Mieter  eine 
Bedrohung, sondern führt in den 
Quartieren auch zu Verdrängung 
und sozialer Entmischung.  Bestes 
Beispiel: der Chamissokiez in Kreuz­
berg. Über das attraktive Gründer­
zeitquartier rollt schon seit Jahren ei­
ne Umwandlungswelle. Etliche Häu­
ser stehen leer, nachdem die Bewoh­
ner rausgekauft oder rausgeekelt 
wurden. Wie die meisten betroffe­
nen Häuser gehörte die Willibald­
Alexis­Straße 34 früher der städti­
schen Woh nungsbaugesellschaft 
Gewobag. Sieben Jahre nach der 
Privatisierung wird das Haus nun 
durch den neuen Eigentümer in Ein­
zeleigentum geteilt. Der Verkauf der 
Wohnungen hat bereits begonnen, 
doch die Bewohner wollen sich weh­
ren. Durch „Androhungen, Raus­
kaufversuche, Räumungsklagen und 
MieterMagazin 9/2011



Nichtwahrnehmung hausverwalteri­
scher Tätigkeiten“, so berichten sie, 
wolle man sie verdrängen. Mittler­
weile haben sie sich als Hausprojekt 
organisiert und wollen ihr Haus kau ­
fen. 
Diesen Weg wollen auch  Bewohner 
des Eckhauses Graefestraße 11/ 
Böckhstraße 13 in Kreuzberg gehen. 
Anfang 2011 haben sie erfahren, 

Kündigungsschutz 
ist nicht alles

dass ihr Haus in Eigentumswohnun­
gen aufgeteilt und verkauft werden 
soll. Einige Mieter wollten von ihrem 
Vorkaufsrecht Gebrauch machen – 
allerdings nicht für die geforderten 
2300 bis 2800 Euro pro Quadrat­
meter im unsanierten Zustand. In 
sogenannten „Mietmanagement­
Gesprächen“, die sich nach Aussage 
der Mieter als Entmietungsgesprä­
che entpuppten, stellte sich ohnehin 
bald heraus, dass man überhaupt 
nicht an einem Verkauf an die Mie­
terschaft interessiert war. Stattdes­
MieterMagazin 9/2011
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Berlin 
verstehen.

Bezahlbare Mieten
Gebührenfreie Kitas.
Für ein Berlin, in dem 
Familien zu Hause sind.
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Anzeige
sen wurden Auszugsprämien ge­
boten, mit dem Hinweis, dass am 
1. September der Verkauf beginnen 
soll – dem Stichtag, an dem die Ber ­
liner  Kündigungssperrfristregelung 
auslaufen sollte. Eigentümer ist die 
dänische  Unternehmensgruppe 
Taekker, die Vermarktung der Woh­
nungen hat „Ziegert Immobilien“ 
übernommen. Die 24 Mietparteien 
haben sich mittlerweile zusammen­
geschlossen und wollen ihr Haus mit 
Hilfe des „Mietshäuser Syndikats“ 
selbst erwerben. 
„Der Fall zeigt, dass Kündigungs­
schutz nicht alles ist“, meint  Reiner 
Wild. In Milieuschutzgebieten wie 
im Kreuzberger Graefekiez sollte 
Umwandlung nach Auffassung des 
Berliner Mietervereins  generell ge­
nehmigungspflichtig sein. Das Bau­
gesetzbuch räumt den Kommu nen 
ausdrücklich die  Möglichkeit ein, 
eine  Umwandlungsverordnung zu 
erlassen. Damit können Umwand­
lungen in einem Milieuschutzgebiet 
unter Vorbehalt gestellt und um fünf 
Jahre verzögert werden. In  Hamburg 
ieterzeitung • Format: 192x125mm (+5 mm Beschn

. 

ml.indd   1
wird dieses Instrument seit Jahren 
an gewandt. Doch in der Hauptstadt 
sieht man offenbar keinen Hand­
lungsbedarf. 
Birgit Leiß

ihr Recht bei Umwandlung 
Nach einer Umwandlung müssen Mieter nicht automa­
tisch nach drei beziehungsweise sieben Jahren auszie­
hen. Vielmehr kann nach Ablauf dieses Zeitraums frü­
hestens die Kündigung wegen Eigenbedarfs ausge­
sprochen werden. Je nach Mietdauer und vertraglicher 
Regelung kommt dann noch eine Kündigungsfrist von 
drei bis neun Monaten hinzu, im Einzelfall noch länger. 
Zudem haben Mieter ein Vorkaufsrecht, wenn ihre 
Wohnung – erstmalig – umgewandelt wird. Das heißt, 
sie können, nachdem ihnen die Bedingungen des Kauf­
vertrages bekannt gemacht wurden, noch bis zu zwei 
Monate später in diesen Vertrag eintreten – zu den 
gleichen Konditionen wie der potenzielle Erwerber. 
Der neue Käufer kann nur dann Eigenbedarf geltend 
machen, wenn er die Wohnung für sich selbst, für die 
zu seinem Hausstand gehörenden Personen oder für 
andere Familienangehörige braucht. Vorgetäuschter 
Eigenbedarf ist Betrug und kann Schadensersatzan­
sprüche nach sich ziehen.                                      bl
21
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Parteien zur 
abgeordnetenHauswaHl 2011

Dass Wohnungsversorgung und  Mietpreise 
vielen Berlinern Sorge bereiten, erkennt 
man an dem Stellenwert, der diesen The­
men im Wahlkampf um das  Berliner Abge­
ordnetenhaus eingeräumt wird. Wie immer, 
bevor gewählt wird, fragt das MieterMaga­
zin die Parteien um ihre  Meinungen und po­
litischen Absichten zu speziellen Belangen 
aus Mietersicht. Sie als  Wähler bitten wir, 
von Ihrem Wahlrecht Gebrauch zu machen 
– und die Antworten auf die Fragen rund um 
Wohnen und Mieten in Ihre Wahlentschei­
dung mit einzubeziehen.

Fragen aus 
Mietersicht

tenfrei landeseigene Gr
für den Wohnungsbau z
gung stellen. Dann könn
tengünstiger Wohnunge
Den Wohnungsbe stand
chen Besitz wollen wir a
Wohnungen erhöhen. A
nossenschaften und Bau
wollen wir über den Lieg
fonds vergünstigt Grund
Verfügung stellen. Anfa
hat die SPD­Abgeordnet
tion ein Programm zur F
genossenschaftlichen W
baus der Öffentlichkeit v
Das Geld dafür soll aus d
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Klaus Wowerei
ist Spitzen

kandidat der SPD
1
Der Berliner Wohnungsmarkt hat 
sich seit den letzten Abgeordneten­
hauswahlen im Jahre 2006 deut­
lich verändert. Die  Nachfrage nach 
preiswertem Wohnraum übersteigt 
in 9 von 12 Bezirken das Angebot 
erheblich. Deutlich  steigende Mie­
ten bei Wiedervermietung sind die 
Folge. Sehen Sie Hand lungs bedarf?

E SPD
Ja, Handlungsbedarf besteht. Aus 
diesem Grunde will die SPD in den 
nächsten Jahren Wohnungsneubau 
in Berlin anregen. Den städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften wollen 
wir verbilligt beziehungsweise kos­

t 
­

undstücke 
ur Verfü­

en sie kos­
n bauen. 
 im öffentli­
uf 300 000 
uch für Ge­
gruppen 
enschafts­
stücke zur 

ng August 
enhausfrak­
örderung 
ohnungs­
or gestellt. 
en 30 Mil­

lionen Euro aufgebracht werden, die 
die Eigen tümer der GSW im vergan­
genen Jahr als Gegenleistung für die 
Zustimmung des Landes zum Bör­
sengang gezahlt haben.

E CDU
Die CDU setzt sich mit Nachdruck 
dafür ein, dass auch einkommens­
schwache Haushalte weiterhin in al­
len Kiezen Zugang zum Wohnungs­
markt haben. Es muss daher gerade 
in den Innenstadtlagen auch in Zu­
kunft ein ausreichendes Angebot an 
guten und bezahlbaren Mietwoh­
nungen vorhanden sein. Der Senat 
hat es hier versäumt, die landeseige­
nen Wohnungsgesellschaften deut­
lich in die Pflicht zu nehmen. Eben­
so sind durch die Folgen des Weg­
falls der Anschlussförderung Tausen­
de Wohnungen aus der Belegungs­ 
und Preisbindung gefallen, obwohl 
der Senat weiter in der  finanziellen 
Verpflichtung bleibt. Gerade  diese 
Wohnungen deckten dieses preis­
günstige Segment ab. 
MieterMagazin 9/2011
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E Die Linke
Die Linke sieht dringenden Hand­
lungsbedarf. Anders als die Senato­
rin für Stadtentwicklung,  Ingeborg 
Junge­Reyer (SPD), die  jahrelang 
von einem entspannten Berliner 
Mietenmarkt sprach, haben wir 
schon den Mietspiegel 2007 als ei­
nen Warnschuss verstanden. Um auf 
die sozialräumlichen Entwicklungen 
politisch Einfluss nehmen und Ver­
drängungsprozesse verhindern zu 
können, brauchen wir einen Mix aus 
wohnungs­, sozialpolitischen und 
städtebaurechtlichen Instrumenten 
auf Bezirks­, Landes­ und Bundes­
ebene. Einige davon konnten wir be­
reits politisch durchsetzen. 

E Bündnis 90/Die Grünen
Das Vergleichsmietensystem und die 
Miethöhegesetzgebung im BGB gel­
ten bei Abschluss eines Mietvertra­
ges nicht. Auch das Wirtschafts­
strafrecht mit seiner Begrenzung der 
Nettokaltmiete von 20 Prozent über 
dem Mietspiegel hat in Berlin kaum 
Wirkung, obwohl dieser Wert oft 
überschritten wird. Gemeinsam mit 
der grünen Bundestagsfraktion ha­
ben wir ein Modell erarbeitet, das 
die Landesregierungen ermächtigen 
soll, in Kommunen oder auch Orts­
teilen Mietobergrenzen bei der Wie­
dervermietung einzuführen. Die 
Mie te soll sich nach dem Mietspie­
gel richten und diesen nur um maxi­
mal 10 Prozent übersteigen dürfen. 
Von den landeseigenen Wohnungs­
baugesellschaften verlangen wir, 
sich bei Wiedervermietungen grund­
sätzlich an der Vergleichsmiete zu 
orientieren.
 
E FDP
Um langfristig eine ausreichende 
Wohnungsversorgung sicherzustel­
len, braucht Berlin Wohnungsneu­
bau. Dies wird im ausreichenden Vo­
lumen nur durch Private möglich 
sein. Deshalb bedarf es weiterer Flä­
chenausweisungen für Wohnpro­
jekte, besonders in der Innenstadt. 
Die Vergaben landeseigener Grund­
stücke sollten kleinteiliger werden, 
denn dies ermöglicht auch privaten 
Bauherren, Wohneigentum neu zu 
errichten. Das gilt insbesondere für 
genossenschaftliches Bauen und 
011
Baugruppen, denen wir Chancen 
eröffnen wollen, ihre Pläne umzu­
setzen. 

 

2
Nach einer  wissenschaftlichen Un­
tersuchung, die von der Investi­
tions bank Berlin (IBB) in  Auftrag 
gegeben wurde,  stehen nur 34 
Pro zent des ermittelten Woh­
nungsleerstan des auf dem Woh­
nungsmarkt den Wohnungssuchen­
den zur Verfügung. Auf die Strom­
zählermeldung von Vattenfall bezo­
gen wären das 50 000 leere Woh­
nungen beziehungsweise 2,5 Pro­
zent des gesamten Wohnungsbe­
standes, was weniger als die erfor­
derliche Mobilitätsreserve von 3 bis 
4 Prozent ausmacht. Was folgt für 
Sie daraus?

E SPD
Wir müssen und werden den Woh­
nungsneubau in Berlin wieder an­
kurbeln. Die Statistik des Woh­
nungsleerstands enthält viele Woh­
nungen, die aufgrund lange vernach­
lässigter Moder nisierung in einem 
nicht bewohnbaren Zustand sind. 
Wohnungseigentümer müssen da­
zu angeregt werden, wieder in ihren 
Wohnungsbestand zu investieren.

E CDU
Es ist nachgewiesen, dass preiswerte 
Wohnungen in Berlin immer schwe­
rer zu finden sind. Bereits seit ge­
raumer Zeit weisen die wohnungs­
wirtschaftlichen Verbände auf die­
se Tendenz hin. Der Senat dagegen 
spricht seit Jahren unverändert von 
rund 100 000 leer stehenden Woh­
nungen. Hinzu kommt, dass der Se­
nat bereits seit dem Jahr 2000 über­
haupt keinen Überblick über Woh­
nungen hat, die dauerhaft nicht 
mehr zu Wohnzwecken genutzt 
werden. Dazu gehören zum Beispiel 
die geschätzt bis zu 15 000 Woh­
nungen, die angeblich an Touristen 
vermietet werden – ein Trend, ge­
gen den der Senat bisher nichts un­
ternommen hat. Dies muss korrigiert 
werden und wir brauchen unbedingt 
eine belastbare Datenlage über die 
tatsächliche Wohnraumsituation.

E Die Linke
Nicht nur die Untersuchung der IBB, 
auch der Wohnungsverband BBU, 
dem die städtischen Wohnungsbau­
gesellschaften angehören, weist in 
der Statistik seiner Mitgliedsunter­
nehmen einen Leerstand von nur 
noch 3 Prozent aus. Die Linke hat 
selbst eine Studie in Auftrag gege­
ben. Ergebnis ist eine Unterversor­
gung besonders bei Einpersonen­
haushalten, also bei kleinen Woh­
nungen. Aber auch preisgünstige 
große Mietwohnungen für  Fa milien 
werden knapp. Sinkender Leerstand, 
eine sich verschlechternde Woh­
nungsversorgung und steigende 
Angebotsmieten bei stagnierenden 
Einkommen sind Faktoren, die ei­
nen angespannten Wohnungsmarkt 
und beginnende Wohnungsknapp­
heit signalisieren. Da auch der Leer­
stand in den Außenbezirken abseh­
bar sinken wird, kommt  Die  Linke 
zum Schluss, dass Berlin ein Pro­
gramm für bezahlbaren Wohnungs­
neubau braucht. 

E Bündnis 90/Die Grünen
Der Wohnungsmarkt in Berlin ist 
deutlich enger geworden. Deshalb 
wollen wir dafür sorgen, dass beste­
hender Dauerwohnraum auch Dau­
erwohnraum bleibt. Wir wollen, dass 
die Umnutzung bestehender Woh­
nungen in Gewerbe, in Ferienwoh­
nungen, dass spekulativer Leerstand 
und auch Abriss genehmigungs­
pflichtig und damit eingeschränkt 
werden. Dazu bedarf es einer  neuen 
Zweckentfremdungsverbotverord­
nung. Außerdem wollen wir den 
Schutz vor Eigenbedarfskündigun­
gen für Bezirke mit hohem Druck 
im Wohnungsmarkt auf die gesetz­
lich möglichen zehn Jahre auswei­
ten. Unsere entsprechenden Anträge 
im Abgeordnetenhaus sind durch die 
rot­rote Koalition weitgehend abge­
lehnt worden.

E FDP
Die aktuellen Zahlen sind noch nicht 
kritisch. Da aber in den vergangenen 
Jahren die Zahl der Neubauten un­
23
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der CDU
gefähr der der Abgänge entsprach 
und es in Berlin nach wie vor stei­
gende Haushaltszahlen gibt, wer­
den wir gegebenenfalls langfristig in 
einigen Bezirken einen Wohnungs­
knappheit haben. Daher ist es wich­
tig, Maßnahmen wie das Entwickeln 
und Bereitstellen von Flächen für 
Wohnungsneubau zu ergreifen.

 

3
Nicht nur bei den Wiedervermie­
tungsmieten, sondern auch bei den 
bestehenden Miet verhältnissen 
können Vermieter derzeit  deutliche 
Mietsteigerungen durchset zen, wie 
der Berliner Mietspiegel 2011 do­
kumentiert. Dies führt in Anbe­
tracht der im Vergleich geringen 
Einkommen in Berlin zu einer stei­
genden Mietbelastung, die laut Mi­
krozensus schon 2006 in etwa der 
in Hamburg entsprach. Das Miet­
recht soll für Ausgewogenheit sor­
gen. Bei Marktanspannungen er­
füllt es diese Funktion aber nicht. 
Setzen Sie sich in der nächsten Le­
gislaturperiode dafür ein, dass im 
Mietrecht die Mieterhöhungsmög­
lichkeiten bei Wiedervermietung 
beziehungsweise in bestehenden 
Mie terverhältnissen stärker einge­
schränkt werden? Wie und wann 
sollte dies erfolgen? 

E SPD
Die SPD will eine Begrenzung von 
allgemeinen Mieterhöhungen. Künf­
tig soll die Miete in nerhalb von vier 
Jahren nicht mehr als um 15  Prozent 
steigen dürfen. Das wollen wir über 
eine Bundesratsinitiative erreichen. 
Gegenwärtig sind bis zu 20  Prozent 
innerhalb von drei Jahren erlaubt. 
Außerdem haben wir auf  unserem 
Landesparteitag im Juni 2010 be­
schlos sen, dass die städtischen Woh­
nungsbaugesellschaften zu einer ak­
tiven mietenbegrenzen den Politik 
verpflichtet werden sollen. Sie sol­
len auch bei Neuvermietungen die 
Wohnungs miete auf den Vergleichs­
wert des Mietspiegels begrenzen.
E CDU
Ein funktionierender Wohnungs­
markt, in dem ein ausreichendes 
 Angebot an bezahlbaren Wohnun­
gen zur Verfügung steht, macht die 
erwähnten mietrechtlichen Ände­
rungen überflüssig. Nicht jede un­
erwünschte Marktsituation recht­
fertigt eine Gesetzesänderung, die 
dann zu entsprechenden „Abstands­
zahlungen“ und anderen Umgehun­
gen führt. Vielmehr muss der Staat 
dafür Sorge tragen, dass sozial be­
nachteiligte Menschen in unserer 
Gesellschaft durch eine subjektbe­
zogene Förderung  beziehungsweise 
die landeseigenen  Gesellschaften 
unterstützt werden. Das  geringe 
Durchschnittseinkommen beschei­
nigt dem Senat aber auch sein Versa­
gen in der Wirtschaftspolitik: Meis­
tens findet man in einer Hauptstadt 
die niedrigste, nicht die höchste Ar­
beitslosenquote. 

E Die Linke
Die Linke hat sich bereits dafür ein­
gesetzt, die Spielräume für allgemei­
ne Mieterhöhungen zu verringern, 
indem die Kappungsgrenzen von 
20 auf 15 Prozent gesenkt und der 
Zeitraum, in dem die Miete sich um 
diesen Betrag erhöhen darf, von 
drei auf vier Jahre verlängert wird. 
Grundsätzlich streben wir einen Ver­
zicht auf die Modernisierungsumla­
ge an, da die mit einer Modernisie­
rung verbundene bessere Ausstat­
tung ohnehin bereits höhere Mieten 
zulässt. Bis es die dafür notwendigen 
politischen Mehrheiten gibt,  wollen 
wir zumindest die Umlagehöhe von 
derzeit 11 auf 9 Prozent senken und 
zeitlich so begrenzen, dass sie nach 
Amortisierung der Modernisierungs­
kosten entfällt. Im Falle eines ange­
spannten Mietenmarktes sollen Miet ­
obergrenzen eingeführt werden kön­
nen. Bei der Erstellung des Berliner 
Mietspiegels sollen künftig die Be­
standsmieten stärker  berücksichtigt 
werden. Die dafür notwendigen bun­
desgesetzlichen Initiativen könnten 
erfolgreich sein, wenn sich Länder 
und Kommunen zu einem starken 
Mieter­Bündnis zusammenschließen.

E Bündnis 90/Die Grünen
Unsere Wohnungspolitik setzt auf 
die Ausschöpfung  landesrechtlicher 
Möglichkeiten sowie Änderungen 
im Mietrecht auf Bundesebene. Ge­
meinsam mit unserer Bundestags­
fraktion haben wir einen weitrei­
chenden Katalog von Änderungs­
vorschlägen zum Mietrecht erarbei­
tet. Dazu zählt eine Reduzierung 
der Kappungsgrenze für  dreijährlich 
mögliche Steigerungen bis zur Ver­
gleichsmiete von 20 auf 15  Prozent 
ebenso wie eine Wiedervermietungs­
regelung, die neue Verträge in das 
Mietspiegelsystem einbinden soll. 
Die sogenannte Modernisierungs­
umlage (11 Prozent) wollen wir auf 
9 Prozent absenken; sie soll nur noch 
für energetische Vorhaben und Bar­
rierefreiheit gelten. Neue Balkone, 
Einbauküchen oder auch Luxusmo­
dernisierungen dürfen nicht mehr 
zwangsweise umlegbar sein. 

E FDP
Wir lehnen einen generellen Eingriff 
in das Mietrecht, um die Mieten 
künstlich niedrig zu halten, ab. Viel­
mehr ist es die Aufgabe der Stadt­
entwicklung, hier Konzepte zu ent­
wickeln, die auch unterschiedliche 
Wohnungsangebote in den verschie­
denen Quartieren zulassen. Hierzu 
müssen die bestehenden Flächenre­
serven, wie Brachflächen, aktiviert 
und neu beplant werden.

 

4
Die Bundesregierung betreibt der­
zeit eine Mietrechtsreform, um den 
Vermietern mehr Anreize für die 
energetische Modernisierung zu 
verschaffen, im Wesentlichen zu 
Lasten der Mieter. Wie stehen Sie 
zu dieser Strategie?

E SPD
Anreize zur Wohnungsmodernisie­
rung, insbesondere zu energetischer 
Modernisierung, sind wichtig. Die 
Berliner SPD möchte aber verhin­
dern, dass das alleine auf Kosten der 
Mieter geht. Die geplanten Geset­
zesänderungen der schwarz­gelben 
Bundesregierung lehnen wir ab. Die 
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Berliner SPD möchte über eine Bun­
desratsinitiative eine Absenkung der 
zulässigen Modernisierungsumlage 
erreichen. Der Vermieter soll nach 
Modernisierungsmaßnahmen nur 
noch 9 statt bisher 11 Prozent der 
Modernisierungskosten auf die Mie­
te aufschlagen können. Darüber hin­
aus streben wir an, dass zukünftig 
nur noch die tatsächlichen Moder­
nisierungskosten umgelegt werden 
können.
Im Gesamtkonzept für die städti­
schen  Wohnungsbaugesellschaften 
hat der Senat bereits festgelegt, dass 
für den städtischen Wohnungsbe­
stand auch Mieterhöhungen nach 
Moder nisierung an die ortsübliche 
Vergleichsmiete gekoppelt sind. Ein 
Überschreiten ist nur im Umfang 
von Betriebskostensenkungen auf­
grund von energetischen Moderni­
sierungen zu lässig.

E CDU
Wir unterstützen die klimapoliti­
schen Ziele des Bundes, insbeson­
dere soll durch den Einsatz moder­
ner Technologien eine Reduzierung 
des Wärmeenergiebedarfs und da­
mit auch eine Reduzierung der CO2­
Emissionen erreicht werden. Nicht 
zuletzt aufgrund der  Energiewende, 
die auf breitem gesellschaftspoliti­
schen Konsens basiert, ist es uner­
lässlich, dass auch die Mieter hierzu 
einen Beitrag leisten. Das heißt je­
doch nicht, das alles ausschließlich 
auf die Schultern der Mieter abge­
wälzt werden darf. Sanierungsmaß­
nahmen, die am Ende für den Mie­
ter zu deutlichen Betriebskostenein­
sparungen führen, rechtfertigen kei­
ne Mietminderungen während der 
Umbauarbeiten. 

E Die Linke
Der rot­rote Senat hat im Bundes­
rat beantragt, den Vermittlungsaus­
schuss anzurufen, um die vorgeleg­
ten Gesetze noch zu ändern, da sie 
MieterMagazin 9/2011
erhebliche Auswirkungen haben. Bis­
her gibt es eine Förderung, mit der 
die Modernisierungskosten, die auf 
die Mieterinnen und Mieter umge­
legt werden, gesenkt werden. Künf­
tig gibt es bei Modernisierungen ei­
ne steuerliche Begünstigung für Ei­
gentümer mit der Folge, dass die 
Modernisierungskosten trotzdem 
voll auf die Mieter umgelegt werden. 
Der Eigentümer wird gefördert, der 
Mieter voll belastet. 

E Bündnis 90/Die Grünen
Die energetische Modernisierung 
der Wohnungsbestände in Deutsch­
land ist eine der großen Zukunfts­
aufgaben. Nicht nur wegen des Kli­
maschutzes, sondern auch um Ener­
giekosten in der Zukunft zu sparen. 
Diese große Aufgabe kann nicht al­
lein von den Mietern getragen wer­
den. Vermieterseite und Staat sind 
ebenfalls gefordert. Das Mietrecht 
muss einen Ausgleich befördern. Wir 
wollen den Katalog der als Moder­
nisierung umlegbaren Maßnahmen 
auf energetische Sanierung und Bar­
rierefreiheit einschränken. Duldung 
von Baumaßnahmen und Härtefall­
regelungen sollen sich an den Ein­
kommen orientieren. Die bisherigen 
Vorschläge der Koalition auf Bun­
desebene sind zu einseitig und ge­
nügen diesen Zielen nicht. Deshalb 
lehnen wir sie ab. 
 
E FDP
Wir unterstützen das Vorhaben der 
Bundesregierung. Geht es doch vor 
allem darum, energetische Sanie­
rung schneller und leichter umzu­
setzen. Davon profitieren am  Ende 
auch die Mieter, da sie  langfristig 
niedrigere Betriebskosten in Folge 
der energetischen Sanierung zahlen 
müssen.

 
 

5
Die Heizkosten werden in der Zu­
kunft noch deutlich steigen. Zu 
mehr Energieeinspa rung mittels ef­
fizienter Heizungsanlagen und ge­

5

ringerem Wärmeverlust durch Däm­
mung gibt es keine Alternative. Wie 
kann in Berlin die Quote energeti­
scher Sanie rungen deutlich gestei­
gert werden, ohne die Mieter zu 
überfordern? Wie stehen Sie zu 
dem Stufenmodell für ein Landes­
klimaschutzgesetz, das der Berliner 
Mieterverein mit dem Bund für Na­
turschutz (BUND) und der Indus­
trie­ und Handelskammer (IHK) im 
Jahre 2010 gemeinsam vorgeschla­
gen hatte? 

E SPD
Die Berliner SPD unterstützt den 
vom Berliner Mieterverein, dem 
BUND und der IHK ge meinsam ent­
wickelten Vorschlag für ein Stufen­
modell für das Landesklimaschutz­
gesetz. Wir hoffen, dass das  Gesetz 
auf dieser Basis in der nächsten Le­
gislaturperiode zustande kommen 
wird. Investitionen in energetische 
Modernisierungen sind im Woh­
nungsbestand unver zichtbar. Gleich­
zeitig müssen wir darauf achten, dass
Mieter nicht überfordert werden.

E CDU
Die CDU unterstützt dieses Stufen­
modell. Es ermöglicht den Eigentü­
mern, selbst zu entscheiden,  welche 
Technologien bei der Reduzierung 
des Wärmeenergiebedarfs und der 
Reduzierung der CO2­Emissionen 
zum Einsatz kommen sollen, um 
sukzessive eine umweltfreundliche 
Sanierung durchzuführen. Es soll je­
der selbst entscheiden dürfen, wie 
er die Einsparung des Primärenergie­
bedarfs erreichen kann. Das heißt, 
es steht jedem frei, ob er zum Bei­
spiel den Heizungskessel tauscht 
oder  eine Wärmedämmung an der 
Fassade anbringt, um den Energie­
bedarf zu senken. Darüber hinaus 
wäre auch eine Härtefallregelung 
vorgesehen, die die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit eines jeden Ein­
zelnen berücksichtigt. 

E Die Linke
Die Berliner Klimaziele sind für Die 
Linke bindend. Ein Klimaschutzge­
setz und weitere  Zielvereinbarungen 
zum Beispiel mit den städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften sind 
dafür notwendig. Die energetische 
25



Hintergrund

26

Harald Wolf ist 
Spitzenkandidat 

der Linken

L Weitere Fragen 
und Antworten der 
Parteien finden Sie 
auf www.berliner­
mieterverein.de.
Sanierung muss zu bezahlbaren 
Mieten erfolgen. Wenn hierfür För­
dermittel eingesetzt werden, kön­
nen diese Kosten nicht auf die Mie­
te umgelegt werden. Deshalb wollen 
wir ein Landesförderprogramm auf 
den Weg bringen. Überlegungen, 
die Verpflichtung zur energetischen 
Sanierung über ein Stufenmodell an 
den energetischen Standard der Ge­
bäude zu binden, ist ein sinnvoller 
Ansatz. Das konkret vorgelegte Mo­
dell der Verbände lässt allerdings vor 
dem Hintergrund der von der Bun­
desregierung geplanten Änderungen 
im Mietrecht im Bezug auf die Um­
lagefähigkeit von energetischen Sa­
nierungen noch Fragen nach der So­
zialverträglichkeit offen.

E Bündnis 90/Die Grünen
Wir wollen ein  Klimaschutzgesetz 
für Berlin, das eine klare Zielstellung 
zur Sanierung der Gebäude und zum 
Klimaschutz in Verkehr und Wirt­
schaft beinhaltet. Das Stufenmo­
dell der Verbände soll dafür die Ba­
sis sein. Es bietet einen klaren Weg, 
Transparenz und Planungssicherheit. 
Mit einer Agentur für Klimaschutz 
wollen wir Vermieter besser bera­
ten und insbesondere Finanzierungs­
möglichkeiten über Fördermittel 
aufzeigen. Über ein Bürgschaftsmo­
dell wird es direkte Finanzierungs­
hilfen geben. Dadurch kann der Kos­
tenaufwand und in der Folge die Be­
teiligung der Mieter an der Sanie­
rung gesenkt werden. Bei ALG­II­
Haushalten muss der energetische 
Zustand der Gebäude in die Prü ­
fung der Wohnkosten einbezogen 
werden.

E FDP
Durch ein Stufenmodell sind schritt­
weise energetische Standards durch­
zusetzen, wenn diese sich auch wirt­
schaftlich rechnen. Regelungen auf 
Landesebene müssen technologie­
offen sein und Wahlfreiheit bei der 
Auswahl der geeigneten Maßnah­
men lassen. Maßnahmen müssen 
vor allem durch Einsparungen des 
Energieverbrauchs (Warmmieten­
neutralität) bezahlt werden. Zum 
Teil können Förderprogramme des 
Bundes wie das CO2­Gebäudesanie­
rungsprogramm genutzt werden. 
 

6
Nach den Plänen der Bundesregie­
rung sollen die Städtebaufördermit­
tel für 2012 deut lich gekürzt wer­
den. Darunter wird auch der Pro­
grammteil Soziale Stadt leiden, mit 
dem in Berlin die Quartiersmana­
gementgebiete unterstützt  werden. 
In welchem Umfang und für wel­
che Art der Städtebauförderung 
(Sanierung, Stadtumbau, Soziale 
Stadt) wird Ihrer Einschätzung nach 
in Berlin Förderung benötigt? Kann 
oder soll die Förderung der energe­
tischen Gebäudesanierung hier ein­
bezogen werden? 
 
E SPD
Die SPD lehnt die durch die Bundes­
regierung beschlossene massive Kür­
zung der Städtebau förderung ab. 
Die Mittel für Städtebauförderung 
werden in Berlin bislang erfolgreich 
einge setzt. Städtebauförderung ist 
ein unverzichtbarer Faktor für die 
Soziale Stadt. Sie gibt seit vielen Jah­
ren wichtige Impulse und unter­
stützt die Städte bei gesellschaftli­
chen und wirt schaftlichen Verän­
derungen. Nach Berechnungen des 
DIW löst ein Euro Städtebauförde­
rung acht Euro weitere öffentliche 
und private Investitionen aus. Die 
Kürzungen wirken sich deshalb auch 
negativ auf die Beschäftigung im 
Baugewerbe und Handwerk aus.

E CDU
Wir setzen uns nach wie vor für den 
Erhalt der Städtebauförderung in der 
jetzigen Höhe ein und werden dieses 
Anliegen auch gegenüber der Bun­
desregierung offensiv vertreten. Die 
Förderung der energetischen Ge­
bäudesanierung erfolgt bereits heu­
te durch Mittel der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) in Form von 
zinsverbilligten Darlehen. In diesem 
Zusammenhang wäre es sicherlich 
sinnvoll, das Gesamtvolumen die­
ser Darlehen nachfrageorientiert zu 
steigern. 

E Die Linke
In Berlin wird weiterhin die bisherige 
Höhe der Städtebauförderung benö­
tigt. Bisher konnte der rot­rote Se­
nat die Kürzung durch andere Mittel 
ausgleichen. Das geht aber nicht auf 
Dauer. Mit der Kürzung beim Pro­
gramm Soziale Stadt zeigen CDU/
CSU und FDP ihre unsoziale Aus­
richtung. Die Erweiterung der bishe­
rigen Strategie zur Stadterneuerung 
um Aspekte des Klimaschutzes ist 
erforderlich. In den geplanten Sa­
nierungsgebieten soll eine energe­
tische Stadterneuerung betrieben 
werden. 

E Bündnis 90/Die Grünen
Die Mittel für die Städtebauförde­
rung abzusenken, ist angesichts der 
aktuellen Herausforderungen eine 
völlig falsche Politik. Wir wollen die 
Mittel der Städtebauförderung und 
die EU­Förderung für die integrierte 
Stadtentwicklung erhalten und stär­
ken. Berlin soll zum Modell für sozial­
verträgliche, barrierefreie, energeti­
sche Quartierserneuerung gemacht 
werden. Mit vorbildlich modernisier­
ten Schulen und Kitas und konzen­
trierter Gebäudesanierung  können 
wir eine soziale Klimahauptstadt 
werden. Den Schwerpunkt für  eine 
sozial­ökologische Stabilisierung und 
Erneuerung von Stadtteilen und Groß­
siedlungen legen wir auf Nordneu­
kölln und Wedding­Moabit in der 
Innenstadt sowie die Großsiedlungen 
Falkenhagener Feld, Buch und Mar­
zahn.

E FDP
Im Rahmen der Städtebauförderung 
halten wir die Programme, die vor­
dringlich städtebauliche  Missstände 
beseitigen, für wichtig und richtig. 
Es muss sichergestellt werden, dass 
das jeweilige Gebiet in der Erfüllung 
der Aufgaben nicht erheblich beein­
trächtigt ist, die ihm nach seiner La­
ge und Funktion obliegt. Hier wird 
das Land Berlin in den nächsten Jah­
ren noch einen erheblichen Bedarf 
haben. 
Eine Vermischung der Förderung zur 
Gebäudesanierung mit der Städte­
bauförderung halten wir aufgrund 
der unterschiedlichen Zielsetzung für 
wenig sinnvoll. Der private Einsatz 
von KfW­Mitteln zur energetischen 
Sanierung auch im Rahmen von Sanie­
rungsgebieten ist natürlich sinnvoll.
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Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner­
mieterver ein.de/recht/. Diese Beiträge 
sind gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such­
funktion einen bequemen Zugriff auf die 
seit Januar 2001 veröffentlichten Ent­
scheidungen und Aufsätze.
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

Anwaltskosten für Deckungszusage
Unter dem Gesichtspunkt des Verzugsschadens sind 
Anwaltskosten für die Einholung einer Deckungszu-
sage der Rechtsschutzversicherung des Geschädig-
ten – unabhängig von der Frage, ob es sich hierbei 
um eine besondere Angelegenheit im Sinne des § 18 
RVG handelt – nicht zu erstatten, wenn die Inan-
spruchnahme anwaltlicher Hilfe zur Einholung der 
Deckungszusage nicht erforderlich war (Fortführung 
des Senatsurteils vom 6. Oktober 2010 – VIII ZR 
271/09, WuM 2010, 740). 
BGH vom 9.3.2011 – VIII ZR 132/10 –

  Langfassung im Internet

Anders dürfte es sein bei mit Rechtsgründen verse­
hener Ablehnung der Deckungszusage durch die 
Rechtsschutzversicherung und daraufhin folgender 
schriftsätzlicher Erwiderung des Anwalts.

Mietminderung
Zur Berücksichtigung einer Minderung der Miete 
bei der jährlichen Betriebskostenabrechnung. 
BGH vom 13.4.2011 – VIII ZR 223/10 –

  Langfassung im Internet

Bemessungsgrundlage der Minderung nach § 536 
BGB ist die Bruttomiete einschließlich einer Neben­
kostenpauschale oder einer Vorauszahlung auf die Ne­
benkosten (BGH vom 20.7.2005 – VIII ZR 347/04 –). 
Im vorliegenden Fall hatte die Mieterin die Miete für 
einige Monate gemindert. Der Vermieter rechnete 
die Betriebskosten ab und ermittelte eine Nachforde­
rung, indem er die Mietminderung der Mieterin an­
teilig auf die Nettomiete und die Betriebskostenvor­
auszahlung anrechnete und in der Abrechnung der 
Betriebskosten nur die entsprechend der Minderung 
reduzierten Vorauszahlungsbeträge gegenüber dem 
(ungeminderten) Jahresbetrag der auf die Mieterin 
entfallenden Betriebskosten in Ansatz brachte. 
Der Bundesgerichtshof hielt diese Berechnung der 
vom Vermieter geltend gemachten Nachforderungen 
im Ansatz für fehlerhaft, weil er den anteilig gemin­
derten Betriebskostenvorauszahlungen einen unge­
minderten Jahresbetrag der auf die Mieterin entfal­
lenden Betriebskosten gegenübergestellt habe. 
Im Übrigen macht der BGH in dieser Entscheidung 
grundsätzliche Ausführungen zur Betriebskosten­
abrechnung bei geminderter Miete: Der monatliche 
Minderungsbetrag müsse nicht anteilig auf die Net­
tomiete und die monatliche Betriebskostenvorauszah­
lung angerechnet werden. Lediglich Gesichtspunkte 
der Praktikabilität und der Übersichtlichkeit könnten 
dafür sprechen, dass der Vermieter den Minderungs­
betrag ausschließlich bei der Nettomiete verbuche 
(wenn der Minderungsbetrag diese nicht überschrei­
te). Grundsätzlich könne der Vermieter zwischen 
zwei Möglichkeiten wählen: Entweder sei bei einer 
anteiligen Anrechnung der Minderung auf die Be­
triebskostenvorauszahlungen auch der Jahresbetrag 
der geschuldeten Betriebskosten entsprechend zu 
reduzieren oder die vom Mieter im Abrechnungsjahr 
insgesamt geleisteten Zahlungen würden der von ihm 
geschuldeten Gesamtjahresmiete (Jahresbetrag der 
Nettomiete zuzüglich der abgerechneten Betriebskos­
ten abzüglich des in dem betreffenden Jahr insgesamt 
gerechtfertigten Minderungsbetrages) gegenüberge­
stellt.

Korrektur der Betriebskosten-
abrechnung
Nebenkostenvorauszahlungen können in bestimm-
ten Fällen auch noch nach Abrechnungsreife ver-
langt werden, etwa wenn der Vermieter erst nach 
Fristablauf gemäß § 556 Abs. 3 Satz 2 BGB abrech-
net, eine Nachforderung zu Lasten des Mieters er-
mittelt und diese bis zur Höhe der ursprünglich zu 
leistenden Vorauszahlungen verlangt. 
Dies gilt grundsätzlich aber nicht, wenn innerhalb 
des Abrechnungszeitraums eine in formeller Hin-
sicht wirksame Abrechnung mit einem Guthaben zu-
gunsten des Mieters erstellt wird, die sich als inhalt-
lich unrichtig erweist, weil die Vorschüsse zu Lasten 
des Vermieters zu hoch eingestellt wurden. 
Grundsätzlich kann der Vermieter demnach eine vor-
her zugegangene Betriebskostenabrechnung nach 
Ablauf der Frist aus § 556 Abs. 3 Satz 2 BGB nicht 
mehr zum Nachteil des Mieters korrigieren. Aus-
nahmen können sich jedoch aus Treu und Glauben 
ergeben (§ 242 BGB). Dies ist beispielsweise dann 
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anzunehmen, wenn der dem Vermieter unterlaufene 
Fehler für den Mieter auf den ersten Blick erkennbar 
war. [nicht amtliche Leitsätze]
BGH vom 30.3.2011 – VIII ZR 133/10 –

  Langfassung im Internet

Der BGH sah einen „auf den ersten Blick erkennbaren 
Fehler“ in der erheblichen Differenz zwischen den von 
der Mieterin geleisteten Vorauszahlungen von 1895,75 
Euro und den zu ihren Gunsten berücksichtigten, in der 
Abrechnung handschriftlich als „Sollvorschüsse“ be­
zeichneten Vorauszahlungen von 2640,96 Euro. Zudem 
hätten die Mietvertragsparteien zuvor gerade über die 
Erhöhung der Vorauszahlungen auf die von der Vermiete­
rin in die Abrechnung eingestellten „Sollvorschüsse“ ei­
nen Rechtsstreit geführt, weil die Mieterin die Erhöhung 
nicht akzeptiert und dementsprechend in den Monaten 
Februar bis November 2007 Vorschusszahlungen nur in 
der ursprünglichen Höhe geleistet hatte. Unter diesen 
Umständen sei es der Mieterin nach Treu und Glauben 
(§ 242 BGB) verwehrt, die Vermieterin an ihrem für die 
Mieterin offensichtlichen und kurz nach Ablauf der Ab­
rechnungsfrist korrigierten Versehen festzuhalten. 

Nachbarrechtlicher 
Ausgleichsanspruch
Der nachbarrechtliche Ausgleichsanspruch für eine Stö-
rung, die aus tatsächlichen Gründen nicht abgewehrt 
werden kann, richtet sich nicht nur gegen den Eigentü-
mer, sondern auch gegen den Nutzer des die Störung 
hervorrufenden Grundstücks.
BGH vom 1.4.2011 – V ZR 193/10 – 

  Langfassung im Internet

Die elektrische Hebeeinrichtung des mietereigenen 
Bettes führte zu einem Feuer, welches auch das Nach­
barhaus in Mitleidenschaft zog. Der Mieter musste den 
Schaden von rund 63 000 Euro begleichen. Der BGH 
begründete dies damit, dass derjenige, der eine Gefah­
renquelle benutzt und beherrscht (hier: Brand durch mit 
Elektromotor verstellbares Bettkopfteil), auch ohne Ver­
schulden nach § 906 Absatz 2 Satz 2 BGB analog hafte. 
Die Entscheidung hat weitreichende Bedeutung: Es gibt 
demnach eine verschuldensunabhängige Haftung des 
Mieters gegenüber Grundstücksnachbarn für Schäden 
aufgrund technischer Defekte von mietereigenen  Sachen 
aus § 906 BGB. Die Vorschrift gilt bei gemieteten Ein­
familien­ und Reihenhäusern, aber auch bei  normalen 
Mietwohnungen. Lediglich gegenüber Mitmietern 
kommt § 906 BGB nicht zur Anwendung (vgl. hierzu 
BGH vom 12.12.2003 – V ZR 180/03 –).

Sozialer Wohnungsbau
Zu den Anforderungen an die Begründung einer Miet-
erhöhung nach § 10 Abs. 1 WoBindG. 
BGH vom 6.4.2011 – VIII ZR 199/10 –

  Langfassung im Internet
Aus der Entscheidung ergibt sich, dass es – anders als 
bei Betriebskostenabrechnungen – bei der Erhöhung der 
Kostenmiete keinen formalen Fehler darstellt, wenn der 
Vermieter es versäumt, die Gesamtkosten der – auch 
nicht zu Wohnzwecken genutzten Flächen  umfassenden 
– Wirtschaftseinheit mitzuteilen und davon die auf die 
Wohnungen entfallenden Kosten in dem Mieterhö­
hungsverlangen oder den beigefügten Unterlagen ab­
zugrenzen. Es reicht aus, wenn er lediglich die auf die 
Wohnungen entfallenden Kosten mitteilt.

Verjährungsfrist
Ersatzansprüche des Mieters wegen Schönheitsrepa-
raturen, die er während des Mietverhältnisses in der 
irrigen Annahme einer entsprechenden Verpflichtung 
ausgeführt hat, verjähren nach § 548 Absatz 2 BGB 
binnen sechs Monaten ab Beendigung des Mietver-
hältnisses. 
BGH vom 4.5.2011 – VIII ZR 195/10 –

  Langfassung im Internet

Bislang konnte man davon ausgehen, das Bereiche­
rungsansprüche immer der dreijährigen Verjährungsfrist 
des § 195 BGB unterliegen. Der BGH begründet seine 
hiervon abweichende Rechtsansicht nunmehr damit, 
dass vom Mieter durchgeführte Schönheitsreparaturen 
der Verbesserung der Mietsache dienten und deshalb 
Aufwendungen im Sinne des § 548 Absatz 2 BGB  seien. 
§ 548 Absatz 2 BGB gelte im Übrigen nicht nur für Be­
reicherungsansprüche, sondern auch für Schadenser­
satzansprüche wegen schuldhafter Verwendung unwirk­
samer Schönheitsreparaturklauseln. Bei § 548 Absatz 2 
BGB komme es grundsätzlich auch nicht auf die Kennt­
nis des Mieters von den den Anspruch begründenden 
Umständen an.

Überprüfungspflicht des Vermieters
Ein Vermieter ist nicht verpflichtet, Kohleöfen ohne be-
sonderen Anlass regelmäßig kontrollieren zu lassen. 
BGH vom 1.6.2011 – VIII ZR 310/10 –

  Langfassung im Internet

In der Wohnung des Mieters befand sich ein Kohle­
ofen. Als sich die Wandanschlüsse des Ofens lockerten, 
trat Ruß aus und verbreitete sich in der Wohnung. Der 
Mieter verlangte daher Schadensersatz vom Vermieter. 
Der BGH widersprach dem Mieter: Der Vermieter sei 
im Rahmen seiner Instandhaltungs­ und Verkehrssiche­
rungspflicht nicht gehalten, ordnungsgemäß installierte 
Öfen beziehungsweise deren Wandanschlüsse ohne 
besonderen Anlass auf Funktionsfähigkeit und Dichtig­
keit zu kontrollieren. Es reiche in der Regel aus, wenn 
auftretende Unregelmäßigkeiten oder vom Mieter an­
gezeigte Mängel unverzüglich von einem Fachmann 
abgestellt würden (vgl. insoweit die Rechtsprechung 
zur Elektroinstallation des BGH vom 15.10.2008, VIII 
ZR 321/07).
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Streitwert (1)

Der Streitwert zur Feststellung ei-
ner Klage auf Feststellung der Un-
wirksamkeit einer Mieterhöhungs-
erklärung nach § 10 WoBindG be -
misst sich nicht nach dem 12-fa-
chen, sondern nach dem 42-fachen 
Betrag der Mieterhöhung.
LG Berlin vom 25.3.2010 
– 67 S 660/09 –, mitgeteilt 
von RA Dr. Dilip D. Maitra 

  Langfassung im Internet
Anmerkung: Ähnlich Kammergericht
vom 16.7.2009 – 22 W 76/08 –, 
WuM 10, 250

Streitwert (2)
Bei einer Klage auf Feststellung, 
dass der Mietzins um einen be-
stimmten Prozentbetrag gemindert 
ist, bemisst sich der Gebühren-
streitwert nach dem 42-fachen Be-
trag der monatlichen Minderung.
LG Berlin vom 20.6.2011 
– 65 T 83/11 –, mitgeteilt von 
RA Johann Heinrich Lüth

  Langfassung im Internet

Indexmiete
Bei Vereinbarung einer Indexmiete 
nach § 577 b BGB muss sich die 
Erhöhung der Miete daran orien-
tieren, wie der Preisindex zum Zeit-
punkt des Vertragsbeginns sich je -
weils im Verhältnis zum gleichen 
Monat ein Jahr später entwickelt.
LG Berlin vom 25.1.2011 
– 63 S 237/10 –, mitgeteilt 
von RA Thomas Wetzel

  Langfassung im Internet

Die mietvertragliche Vereinbarung 
zur Indexmiete lautete:
„Die Parteien vereinbaren, dass sich 
die Nettokaltmiete im gleichen pro-
zentualen Verhältnis erhöht oder 
er mäßigt, wie sich der Preisindex 
für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte in Deutschland des Sta-
tistischen Bundesamtes gegenüber 
dem Stand des vorangegangenen 
Jahres in Punkten verändert hat, 
wobei die Nettokaltmiete – abgese-
hen von Mietänderungen aufgrund 
2011
der §§ 559 bis 560 BGB – jeweils 
mindestens ein Jahr unverändert 
bleibt.
Im Falle der Erhöhung des Miet-
zinses hat der Vermieter, im Falle 
der Ermäßigung des Mietzinses der 
Mieter dem anderen Vertragspart-
ner die Änderung unter Vorlage der 
entsprechenden vom Statistischen 
Bundesamt bekanntgegebenen 
Indexziffern nachzuweisen. Die Än-
derung der Nettokaltmiete bedarf 
einer Erklärung in Textform, die die 
eingetretene Änderung des Preisin-
dexes und die jeweils neue Miete 
in einem Geldbetrag ausweist. Die 
Erklärung bewirkt eine Mietände-
rung mit Beginn des übernächsten 
Monats nach deren Zugang.“
Der Vermieter hatte vorliegend als 
Vergleichsmaßstab für die Index­
veränderung die Monate November 
2003 bis Februar 2007 herangezo­
gen, so dass der Vergleichsmaßstab 
nicht der vertraglich vereinbarten 
Regelung entsprach. Das Landge­
richt hielt die Mieterhöhung daher 
für unwirksam.

Kündigung
Wird die der Schriftform unterlie-
gende Kündigungserklärung durch 
einen Vertreter abgegeben, muss 
das Vertretungsverhältnis deutlich 
zum Ausdruck kommen. Dies kann 
zwar durch einen entsprechenden 
Zusatz bei der Unterschrift gesche-
hen. Im Gegensatz zum Zusatz 
„i.V.“ reicht hierfür aber der Zusatz 
„i.A.“ in der Regel nicht aus.
LG Berlin vom 22.3.2011 
– 65 S 363/10 –, mitgeteilt von 
RAen Schäfer & Schirmacher

  Langfassung im Internet

Das Wohnungsunternehmen kün­
digte das Mietverhältnis wegen an­
geblicher Hinderung der wirtschaft­
lichen Verwertung. Am Ende des 
Schreibens hieß es 
„mit freundlichen Grüßen
XY GmbH i.A. Vorname Nachname“. 
Das Gericht hielt die Kündigung 
schon aus formalen Gründen für un­
wirksam. Die Unwirksamkeit folge 
daraus, dass eine Mitarbeiterin der 
Hausverwaltung „i.A.“ (im Auftrag) 
unterzeichnet habe.
Werde die der Schriftform unterlie­
gende Erklärung durch einen Vertre­
ter abgegeben, müsse das Vertre­
tungsverhältnis deutlich zum Aus ­
druck kommen. Dies könne zwar 
durch einen entsprechenden Zusatz 
bei der Unterschrift geschehen. Die 
Anforderungen des § 126 BGB wür­
den aber nur gewahrt, wenn sich 
der rechtsgeschäftliche Vertretungs­
wille zumindest  andeutungsweise 
aus der Urkunde ergebe. Für die 
Fra ge, ob jemand eine Erklärung in 
fremdem Namen abgebe, komme es 
auf deren objektiven Erklärungswert 
an. Maßgeblich sei gemäß §§ 133, 
157 BGB, wie sich die Kündigungser­
klärung nach Treu und Glauben unter 
Berücksichtigung der Verkehrssitte 
für den Mieter darstelle. Auch die 
obergerichtliche Rechtsprechung 
gehe davon aus, dass der Zusatz 
„i.A.“ regelmäßig darauf hindeute, 
dass der Unterzeichner nicht selbst 
handelnd wie ein Vertreter die Ver­
antwortung für den Inhalt des von 
ihm unterzeichneten Schreibens 
übernehmen wolle. Der Zusatz „i.V.“ 
bringe demgegenüber zum Ausdruck, 
dass der Erklärende selbst für den 
Vertretenen handele. 

Heizkostenabrechnung
Die aufgrund § 7 Abs. 1 Satz 2 
HeizkostenVO erfolgte Änderung 
des Abrechnungsmaßstabes einer 
Heizkostenabrechnung von 50 Pro-
zent zu 50 Prozent auf 70 Prozent 
nach Verbrauch und 30 Prozent nach 
Fläche bedarf keiner vorherigen Mit-
teilung des Mieters gemäß § 6 Abs. 
4 HeizkostenVO. 
AG Charlottenburg vom 12.1.2011 
– 229 C 235/10 –, mitgeteilt von 
RAin Stefanie Mitzkat-Schulz

  Langfassung im Internet

§ 7 Absatz 1 Satz 2 der Heizkosten­
VO lautet: „In Gebäuden, die das 
Anforderungsniveau der Wärme­
schutzverordnung vom 16. August 
1994 (BGBl. I S. 2121) nicht erfüllen, 
die mit einer Öl­ oder Gasheizung 
versorgt werden und in denen die 
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freiliegenden Leitungen der Wärme­
verteilung überwiegend gedämmt 
sind, sind von den Kosten des Be­
triebs der zentralen Heizungsanlage 
70 vom Hundert nach dem erfassten 
Wärmeverbrauch der Nutzer zu ver­
teilen.“
Die Vorschrift ist dann nicht an­
wendbar, wenn unter Einbeziehung 
der Leitungen in den Wohnungen 
die Leitungen im Hause insgesamt 
überwiegend nicht gedämmt sind 
(AG Schöneberg vom 15.4.2011 – 
17 C 271/10 –, GE 11, 758).

Haushaltsnahe 
Dienstleistungen
Der Vermieter hat als Teil der Be-
triebskostenabrechnung unentgelt-
lich eine Aufgliederung zu erstellen, 
welche die Kosten der steuerlich 
relevanten haushaltsnahen Dienst-
leistungen im Sinne von § 35 a 
EStG ausweist.
AG Lichtenberg vom 23.5.2011 
– 105 C 394/10 –, mitgeteilt von 
RAin Marion Vorpahl

  Langfassung im Internet

Die Wohnungsbaugenossenschaft 
wollte die Auskunft nur gegen Zah­
lung von 20 Euro (Nichtmitglieder 
der Genossenschaft) beziehungswei­
se 10 Euro (Genossenschaftsmitglie­
der) erteilen.

Modernisierungs-
ankündigung
Eine wirksame Modernisierungsan-
kündigung erfordert unter anderem, 
dass für jede einzelne Maßnahme 
Angaben zu der zu erwartenden 
Mieterhöhung gemacht werden.
AG Mitte vom 23.6.2010 
– 15 C 430/09 –, mitgeteilt 
von RA Arne Looft 

Die Modernisierungsankündigung 
enthielt keine hinreichenden Anga­
ben zu der zu erwartenden Mieter­
höhung. Erforderlich ist nach Auf­
fassung des Amtsgerichts, dass für 
jede Modernisierungsmaßnahme die 
gemäß § 554 Absatz 3 BGB gefor­
derten Angaben in der Ankündigung 
enthalten sind. Selbstverständlich 
dürfen die Angaben für mehrere 
Maßnahmen dabei in einer Erklä­
rung zusammengefasst werden. Da 
der Vermieter hier zahlreiche Moder­
nisierungsmaßnahmen angekündigt
hatte, hätte er jedoch die notwen­
digen Angaben für jede Maßnahme 
gesondert aufnehmen müssen. 
Er habe jedoch nur die insgesamt zu 
erwartende Mieterhöhung mitge­
teilt, ohne jedoch aufzuteilen, wel­
cher Anteil auf welcher Maßnahme 
beruhe. Dass darauf nicht verzichtet 
werden könne, folge zum einen da­
raus, dass der Mieter sich für jede 
Maßnahme darüber im Klaren sein 
muss, welche kostenmäßigen  Folgen 
eine Duldung hat, zum anderen wä­
re im Falle einer Teilstattgabe im 
nach folgenden Erhöhungsprozess in 
keiner Weise nachvollziehbar, wel­
che Mieterhöhung gerechtfertigt sei 
und ob eine Kostenüberschreitung 
vorläge.
Anmerkung: Ebenso LG Berlin vom 
16.2.1984 – 62 S 189/83 –, MM 84, 
166 und LG Berlin vom 27.11.1990 – 
65 S 250/90 –, MM 92, 388

Berliner Mietspiegel
Bei einem in der Wohnung verleg-
ten Linoleumfußboden liegt das 
Sondermerkmal „Hochwertiger 
Boden/-belag“ des Berliner Miet-
spiegels nicht vor.
AG Spandau vom 18.5.2011 
– 14 C 103/11 –, mitgeteilt von 
RA Felix Meinl

Das Gericht führt zu Begründung 
nur kurz aus: Der Berliner Mietspie­
gel nennt Linoleum zu Recht nicht 
im Rahmen dieses Sondermerkmals, 
da dieser Bodenbelag – anders als die 
dort hingegen beispielhaft genann­
ten Parkett­ oder Natursteinböden 
– zu den einfachsten seiner Art ge­
hört. Auch rechtfertigt der Vortrag 
der Klägerin nicht, dass das in der 
Wohnung der Beklagten verlegte 
Linoleum ausnahmsweise besonders 
hochwertig sei. 

Berliner Mietspiegel
1. Eine sichtbegrenzende Gestal-
tung der Müllstandsfläche ist auch 
dann gegeben, wenn die Sichtbe-
grenzung aus einem Zaun bezie-
hungsweise einer Rankhilfe aus 
Holz sowie aus Bäumen, Sträuchern 
und Rankpflanzen besteht und die 
Sichtbegrenzung im Winter etwas 
schlechter sein mag. Die Müll-
stands fläche bleibt gestaltet, da die 
Rankhilfen den Pflanzenwuchs len-
ken, ohne dass es darauf ankommt, 
wie lange die Pflanzen dort schon 
wachsen. 
2. Ein Einbauschrank oder Abstell-
raum mit Sichtschutz innerhalb der 
Wohnung ist als wohnwerterhöhen-
des Merkmal zu verneinen, wenn 
der Abstellraum nur eine Grundflä-
che von 0,38 Quadratmeter hat und 
damit noch nicht einmal die Größe 
eines Standard-Kleiderschranks er-
reicht. 
AG Pankow/Weißensee vom 
4.11.2010 – 102 C 240/10 –, 
mitgeteilt von RA Norbert Wilke

Concierge
Zahlt der Mieter für einen Concier-
geservice im Hause Betriebskosten, 
haftet der Vermieter dem Mieter 
auch für einfache Fahrlässigkeit der 
Mitarbeiter des Concier gedienstes 
(§§ 278, 280, 690 BGB), wenn Mie-
 tereigentum in Folge enes Einbruchs-
diebstahls  abhanden kommt. Fahr-
lässig handeln die Mit arbeiter des 
Conciergeservices, wenn sie die in 
Verwahrung genommenen Pakete 
der Mieter in einem von der Straße 
einsehbaren – nicht alarmgesicher-
ten – Raum lagern. 
AG Tiergarten vom 7.10.2010 
– 3 C 103/10 –, mitgeteilt von 
RAin Cornelia Schönefuß

Gewerbelärm
Befindet sich auf dem Nachbar-
grundstück des Hauses, in dem 
die Wohnung des Mieters liegt, 
ein Hostel, in dessen Innenhof ein 
Stromgenerator betrieben wird, 
des sen Lärm einem laufenden LKW-
Motor ähnelt und der über 50 Dezi-
bel beträgt, darf der Mieter in An-
betracht der Beeinträchtigung der 
Nachtruhe die Bruttowarmmiete um 
20 Prozent mindern.
AG Wedding vom 8.6.2011 
– 3 C 13/11 –, mitgeteilt 
von RAin Barbara Dubick
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Service

Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungs-
zentrum
Südstern 

in der Hasen-
heide 63

Beratungszentren
des Berliner Mietervereins
Wir freuen uns auf Ihren Besuch in den zentral 
gelegenen Beratungszentren des Berliner Mietervereins. 
Zur Beratung bitte immer auch den Mitgliedsausweis 
und den Mietvertrag mitbringen.

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Südstern
Hasenheide 63 (Laden), 
nahe u Südstern

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Begleit-
person auf Rampe erforderlich)

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Jessnerstraße 4/Frankfurter Allee 
(gegenüber Ring Center 1)

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
u i Frankfurter Allee

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG 
rollstuhlgerecht
 

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Wilmersdorfer Straße 50/51 
(neben den Wilmersdorfer Arcaden)

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet
u Wilmersdorfer Straße

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135 (Laden),
nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 19 cm)
u Seestraße

Hauptgeschäftsstelle
Behrenstraße 1  C, 10117 Berlin,
nahe Brandenburger Tor 

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
u i Brandenburger Tor
u Französische Straße und Mohrenstraße

Rechtsberatung: Mo, Di, Mi, Do 17-18 Uhr
Bitte beachten Sie
Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespräch in der Beratungsstelle 
juristischer Schriftverkehr mit Ihrem Vermieter oder Behörden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung 
an die Hauptgeschäftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, können die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich 
ist jedoch zunächst die Beratung durch den Berliner Mieterverein 
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine 
telefonische Beratung erfüllt diese Obliegenheitsverpflichtung 
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie Ihre Post bitte ausschließlich an die 
Hauptgeschäftsstelle, da in den Beratungszentren keine Zustel-
lung möglich ist.
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 Öffnungszeiten 
J Spontan: Beratung ohne Anmeldung
 Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 19 Uhr, 
 Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
 Freitag von 15 bis 17 Uhr 

J Wunschtermin: Beratung mit Terminvereinbarung
 Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr 
 und am Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch 
 Ihren persönlichen Wunschtermin.

 Servicetelefon: S 226  260
 Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 17 Uhr, 
 Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 15 Uhr
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Service
Hauptgeschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V.
Behrenstraße 1 C, 10117 Berlin, nahe Brandenburger Tor 
u i Brandenburger Tor, u Französische Str., u Mohrenstr.

   Zugang im EG rollstuhlgerecht

S 226 260, Fax: 226 26-161 
E-Mail: bmv@berliner-mieterverein.de
www.berliner-mieterverein.de

Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-17 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-15 Uhr
Rechtsberatung: Mo, Di, Mi, Do 17-18 Uhr
 Die BMV-Beratungszentren
 finden Sie auf Seite 31 (eine Seite zurückblättern!)

gsstellen
ereinbarung
Weitere Beratun
überwiegend ohne Terminv

 Auskünfte zur Zugänglichkeit 
erhalten Sie über unser 
Servicetelefon S 226  260

Charlottenburg-Wilmersdorf
K Mo 18-19 Uhr 
Haus der Jugend „Anne Frank“, 
Mecklenburgische Straße 15 
u i Heidelberger Platz,
Ausgang Mecklenburgische Straße

K Di 18-20 Uhr 
Haus des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes (dpw), 
Brandenburgische Straße 80 
u Blissestraße

Lichtenberg
K Di 17-19 Uhr
Kiezclub Magnet, Strausberger Straße 5, 
nahe Konrad-Wolf-Straße, 
Tram M5, Werneuchener Straße

K Di 18-19 Uhr 
sowie zusätzlich nach Termin-
vereinbarung unter S 226  260
Kieztreff Karlshorst, Treskowallee 64, 
Höhe Tram-Haltestelle Marksburgstraße

K Mi 17-19 Uhr 
„Undine“ Wohnprojekt und Kieztreff, 
Hagenstr. 57-60/nahe Frankfurter Allee 
u i Lichtenberg, Ausgang Siegfriedstr.

Marzahn-Hellersdorf
K Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade

K Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
32
Mitte (Mitte, Tiergarten, Wedding) 
K Di 18-19.30 Uhr 
Selbsthilfe-, Kontakt- und Beratungsstelle, 
Perleberger Straße 44/Ecke Lübecker Straße
u Birkenstraße

K Di 18-19 Uhr 
Seniorenfreizeitstätte, Torstraße 203-205 
u Oranienburger Tor, ca. 500 m Fußweg

Pankow 
K Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

K Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Steglitz-Zehlendorf
K Mi 17-19 Uhr 
Nachbarschaftsheim Mittelhof, 
Königstraße 43 (nahe Rathaus 
und Meldestelle) 
i Zehlendorf 

Tempelhof-Schöneberg
K Mo 17-19 Uhr 
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 
u Alt-Mariendorf

K Mo 18.30-19.30 + Do 10-11 Uhr
sowie zusätzlich nach Termin-
vereinbarung unter S 226  260
AWO-Laden, Goltzstraße 19 (links)
u Nollendorfplatz, u Eisenacher Straße  

Treptow-Köpenick
K Di + Do 17-19 Uhr 
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide
Servicetelefon
 für weitere Auskünfte, 
      Terminvereinbarungen 
  und Ihre Anregungen:    

    S 226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Bera-
tungszentren ein großes Angebot an In-
formationsblättern bereit. Für Mitglieder 
sind alle Informationen auch im Internet 
abrufbar: 
www.berliner-mieterverein.de 
Benutzername: Mitglied
Aktuelles Passwort: Mietrechtsnovelle

Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Oder Sie möchten zukünftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Unter „Mein BMV“ können Sie im Internet 
die persönlichen Daten Ihrer Mitgliedschaft 
ändern und dem Berliner Mieterverein 
online mitteilen: https://service.berliner-
mieterverein.de/service
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonberatung: S 226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
MieterMagazin 9/2011
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eratungsangebot

eizung & Heizkosten
ei technischen Fragen zur Heizung und 
eizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
es Berliner Mietervereins. Kompetente In-
enieure beraten Sie über energiesparende 
odernisierungsmaßnahmen (auch durch 
ieter) und bei mangelhafter Beheizung. 

erminvereinbarung ist möglich 
nter S 226 260.
o 17-19 Uhr (jeden 1. und 3. Montag): 

eratungszentrum Altstadt Spandau, 
önchstraße 7
i 17-19 Uhr: Beratungszentrum Walther-
chreiber-Platz, Rheinstraße 44
i 17-19 Uhr: Beratungszentrum 

chönhauser Allee 134 B
o 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
rankfurter Allee, Jessnerstraße 4

berprüfung des 
ernwärmepreises

ie Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
itglieder des BMV die Angemessenheit 

es Fernwärmepreises des von Ihnen be-
ohnten Gebäudes. Kosten: 35 E. Einfach 
ie Kopie der letzten Heizkostenabrechnung 
es Vermieters (mit Angabe der geliefer ten 
ärmemenge und des Baualters, gegebe-

enfalls beim Vermieter erfragen) sowie 
ach Möglichkeit die Wärmeabrechnung 
es Fernwärmelieferanten einsenden an:  
erliner Mieterverein, z.H. Reiner Wild, 
ehrenstraße 1 C, 10117 Berlin. 
ach einer Vorprüfung werden die Unter-

agen an die SEnerCon weitergeleitet.

ooperative Verhandlung 
nd Mediation
ei Nachbarschaftslärm und Mängeln

ei Lärm durch den Nachbarn bietet der 
MV seinen Mitgliedern eine Konfliktbe-
atung und den Weg einer Problemlösung 
ittels Mediation. Außerdem steht den Mit-
liedern das Angebot der kooperativen Ver-
andlung zur Verfügung. Diese eignet sich 
ei Konflikten mit dem Vermieter, wenn die -
er zum Beispiel bei Wohnungsmängeln un -
ätig bleibt und nicht reagiert. Das Verfah-
en findet mit dem Vermieter telefonisch 
der im direkten Gespräch statt. Beide Ver-
ahren werden von einem Mediator (Ko n -
liktvermittler) durchgeführt. Ziel ist immer 
ine einvernehmliche Lösung, um Es kalatio-
en unter Mietern oder zwischen Vermieter 
nd Mieter zu verhindern. Die Angebote 
ind für Mitglieder des BMV kostenfrei.
 Telefonberatung und Kontakt: 
o 17-18 Uhr: S  440 238 62. Außerhalb der 
eratungszeit können Sie eine Nachricht hin -
erlassen. Unsere Mediatoren rufen zurück.
ieterMagazin 9/2011
Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (2. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg 
i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen 

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 39 20 86 27 oder S 0163 / 826 69 44

Kosten: 60 Euro pro Termin 
zuzüglich 10 Euro Fahrtkosten.
Die Beauftragung durch Sie erfolgt 
direkt an die oben genannten Personen. 
Gutachten und juristische Auskünfte 
sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer mietver-
traglichen Verpflichtung zu Schönheitsre-
paraturen sollte bereits vor der Wohnungs-
abnahme in einer unserer Beratungsstellen 
erfolgen. 
Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten
Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Elektroinstallationen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/infos/
gutachter.htm (Password-geschützt) 
oder rufen Sie S 226 260 an.

Mietrechtsbroschüren 
Guter Rat und gar nicht teuer. 
Die Mietrechtsbroschüren des Deutschen 
Mieterbundes (DMB) sind zu erwerben 
in der Hauptgeschäftsstelle und in den Be-
ratungszentren des Berliner Mietervereins 
oder beim Deutschen Mieterbund, 10169 
Berlin beziehungsweise im Internet unter 
www.mieterbund.de.
MieterMagazin online lesen
Gut eine Woche früher als bisher können Sie ab sofort Ihr MieterMagazin lesen, wenn 
Sie auf die Online-Ausgabe umsteigen. Papierstapel gehören für Online-Nutzer der Ver-
gangenheit an. Eine erweiterte Suchfunktion lässt Stichworte und Themen schnell und 
exakt auffinden, zudem haben Sie verschiedene Möglichkeiten, die digitalen Artikel zu 
lesen, zu drucken, abzuspeichern oder per E-Mail an Bekannte zu versenden. Wenn Sie 
künftig die Online-Ausgabe des MieterMagazin lesen möchten, können Sie sich unter 
https://service.berliner-mieterverein.de/service anmelden. 
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Service
Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den un-
tenstehenden Einrichtungen Kooperations-
abkommen geschlossen. 
Davon profitieren die Mitglieder. 
Bei Vorlage des Einzahlungsbelegs für den 
Mitgliedsbeitrag oder des aktuellen Mieter-
Magazin mit Namensaufdruck erhalten Sie 
Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de 
S 218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de 
S 204 47 04 
K Theater und Komödie 
am Kurfürstendamm 
www.theater-am-kurfuerstendamm.de 
S 88 59 11 88 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de 
S 821 20 21 
K Reinickendorf Classics – 
Salinas Konzerte 
www.salinas-konzerte.de 
S 47 99 74 23 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 49 30 89 01

Reisen, Versicherungen etc. 
Der Deutsche Mieterbund bietet für die 
Mitglieder der Mietervereine besondere 
Konditionen bei Reisen, Versicherungen, 
Autovermietungen etc. 
Information zu den Angeboten 
im Internet unter www.mieterbund.de 
oder beim Berliner Mieterverein, 
S 226 260
Nützliches
K Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 90 139 - 47 77
K Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/
betriebskosten.shtml
K Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 78 79 00 60
K Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
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Rufnummern bei den 
bezirklichen Wohnungsämtern
K Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 90 139 - 48 10
K Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 302 38 24
K Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt;
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
K Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59
www.berlin.hilfelotse-online.de
BIWIA – Berliner Initiative Wohnen
im Alter: www.berlin.de/special/
wohnen/alter/ 
K Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 902 29 - 32 01 / 2, 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 480 98 191, Fax 480 98 192, E-Mail:
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 490 00 99 0, Fax 490 00 99 28, 
E-Mail: AWH-B-Wedding@
internationaler-bund.de 
K Straßenleuchten 
Bei Defekten: S 0800 110 20 10 
(Alliander Stadtlicht GmbH – 
24-Stunden-Service)
K Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, www.test.de
Ehrenamtliches 
Engagement
Hilfe zur Selbsthilfe – 
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungspolitik 
einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir Aktionen des Berliner Mieter-
vereins mitgestalten und unterstützen; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  
Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Kontakt: Otto Eigen, S 36 80 32 17
Friedrichshain-Kreuzberg 
Gundel Riebe, Frank Straubing, 
Sybille Klemz (Bezirksleitung) 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
jeden 1. und 2. Dienstag von 14-16 Uhr im 
Beratungszentrum Südstern, Hasenheide 63; 
jeden Mittwoch von 17.30-19 Uhr im Be-
ratungszentrum Frankfurter Allee, Jessner-
straße 4 und über die 
Hauptgeschäftsstelle BMV, S 226 260
Lichtenberg
Günter Brock, Karin Korte, Ursula Schubert 
(Bezirksleitung) 
K Kontaktmöglichkeit: in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen Be-
ratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Wolfgang Gast, Irina Neuber 
(Bezirksleitung)
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Wilfried Jugl, Peter Roßwaag, 
Thomas Flaig (Bezirksleitung) 
K Treffen der Aktivengruppe jeden 4. Do 
im Monat ab 19 Uhr in der Seniorenfrei-
zeitstätte Torstraße 203-205 
Neukölln
Kontakt: Hauptgeschäftsstelle BMV, 
S 226 260
K Die Bezirksaktivengruppe trifft sich re-
gelmäßig jeden 2. Do im Monat um 19.30 
Uhr im BMV-Beratungszentrum Südstern, 
Hasenheide 63 
Pankow
Wolfgang Marquardt, Hannelore 
Jagusch, Hans-Günther Miethe 
(Bezirksleitung)
K Kontaktmöglichkeiten: 
Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
Reinickendorf, Steglitz-Zehlendorf,
Tempelhof-Schöneberg
Kontakt: Hauptgeschäftsstelle BMV, 
S 226 260
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
Offenes Treffen für alle Mieterinnen und 
Mieter jeden 1. Dienstag im Monat, 18 Uhr;
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften 
K AG Modernisierung 
K AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, S 331 52 20
Treptow-Köpenick
Henry Baumfelder, Edith Bednarski, 
Ilona Sechting (Bezirksleitung)
K Treffen aktiver Mitglieder zum 
Erfahrungsaustausch am 8. September 
2011 (Do) um 19.30 Uhr in der 
Beratungsstelle „Villa Offensiv“, 
Hasselwerderstraße 38-40
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
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An der Urania 17 • 10787 Berlin • Tel. 218 90 91 • Fax 21103 98

September 2011
Weitere Details unter www.urania.de
Donnerstag, 1.9.
16.30	 Gesundheitstag „Leben mit Alzheimer“, Eintritt frei 
17.30	 Dr. Bärbel Wardetzki: Seelische Gesundheit – 
	 Stärkung des Selbstwertgefühls*
19.30	 Diskurs: Gesundheitsforschung – 
	 Welcher Fortschritt macht uns gesund?*
Freitag, 2.9.
15.00 - Fortbildungsveranstaltung für Fachpublikum: 
21.30	 „Starke Knochen – starke Zukunft“ – Nur mit Anmeldung
Samstag, 3.9.
10.00 - Gesundheitsmesse: „Starke Knochen – starke Zukunft“ –
18.00	 Vitalität und Gesundheit für Gelenke, Knochen 
	 und Muskeln – von der Kindheit bis ins Alter – Eintritt frei      
Montag, 5.9.
17.00 - Gesundheitstag: „Schilddrüsenerkrankungen 
19.00 	 und ihre Behandlung“ – Eintritt frei   
17.00	 Film: Almanya – Willkommen in Deutschland (2010)
19.30	 Dr. Martin Bauschke: Christen contra Muslime – 
	 Wenn aus Feinden Freunde werden*
20.00	 Film: Almanya – Willkommen in Deutschland (2010)
Freitag, 9.9.
15.30	 Dr. Gudrun Fritsch: Käthe Kollwitz, Bildhauerin aus Leidenschaft – 
	 Das plastische Werk*
17.00	 Film: Von Menschen und Göttern (2010)
17.30	 Maximilian Küthe: Norwegen – Von Oslo über das Nordkap 
	 zur Packeisgrenze des Nordpols**
19.30	 Mathias Bröckers: Zehn Jahre 
	 nach den Anschlägen vom 11. September – 
	 Was wissen wir heute über das Jahrhundertverbrechen?*
20.00	 Film: Von Menschen und Göttern (2010)
Samstag, 10.9.
11.00 -	Gesundheitstag: „Die moderne Gelenkchirurgie – 
15.00 	 Wie können wir Ihnen helfen?“ –  Eintritt frei   
Montag, 12.9.
15.30	 Maximilian Küthe: Schottland – Unberührtes Hochland 
	 und phantastische Insellandschaften**
17.00	 Film: Von Menschen und Göttern (2010)
17.30	 Alan Posener: Benedikts Kreuzzug – 
	 Wie der deutsche Papst die Moderne bekämpft*
19.30	 Prof. Dr. Dieter Hoffmann: Max Planck – Namenspatron 
	 und Revolutionär wider Willen**
20.00	 Film: Von Menschen und Göttern (2010)
Mittwoch, 14.9.
17.30 - Gesundheitsforum – Eintritt frei   
19.30	 Kompetent, vernetzt und innovativ – Gesundheitliche Versorgung 
	 älterer Menschen in Berlin
Donnerstag, 15.9.
17.30	 Dr. med. Achim Kürten: Äußere Zeichen innerer Erkrankungen*
19.30	 Dr. Gernot Maier: Explodierende Sterne und Dunkle Materie**
Montag, 19.9.
15.30	 Dr. Gerhild H. M. Komander: Augusta – Königin von Preußen 
	 und deutsche Kaiserin*
17.00	 Film: Der Traum lebt mein Leben zu Ende – 
	 Das Leben der Dichterin Rose Ausländer
17.30	 Dr. Jörg Dräger: Dichter, Denker, Schulversager – 
	 Wege aus der Bildungskrise*
19.30	 Dr. Weert Canzler und Prof. Dr. Andreas Knie diskutieren 
	 mit Dr. Friedemann Kunst und Dr. Wilfried Kramer: 
	 Einfach aufladen – Mit Elektromobilität in eine neue Zukunft
20.00	 Film: Joschka und Herr Fischer
Dienstag, 20.9.
8.30 -	 Projekttag für Schulklassen Klassenstufen 9 – 10:
15.00	 „Lebensraum Zukunft: Gesellschaft real oder digital?“ 
	 Eintritt frei – Nur mit Voranmeldung
17.30	 Dr. Angelika B. Hirsch: Das gute Ende – 
	 Was Märchen über den guten Tod lehren*
19.30	 Dr. Bernd Utz: Solarstrom aus der Wüste – 
	 Fata Morgana oder Wirklichkeit?**
OmU = Originalfassung mit deutschen Untertiteln · OF = Originalfassung · Ü = Überlän
oder unter www.urania.de · Eintrittspreise (Vorträge/Filme): 6,00/7,00 

unter Vorlage des Einzahlungsbelegs 2011 und Personal
Mittwoch, 21.9.
15.30	 Dr. Hans Thomas Carstensen: Das Diktat der Engel – 
	 Leben und Werk von Marc Chagall**
17.00	 Film: Der Traum lebt mein Leben zu Ende – 
	 Das Leben der Dichterin Rose Ausländer
17.30	 Kolja Kohlhoff: Zwischen Vergänglichem und Ewigem (Hokusai)*
19.30	 Ulrike Scheuermann: Welcher Schreibtyp sind Sie?*
20.00	 Film: Der Traum lebt mein Leben zu Ende – 
	 Das Leben der Dichterin Rose Ausländer
Donnerstag, 22.9.
15.30	 Dr. Claudia Kanowski: Kreative Frauen 
	 im Kunsthandwerk der Zwanziger Jahre**
17.00	 Film: Joschka und Herr Fischer
17.30	 Fabio Zander: Mit dem Fahrrad von Lhasa nach Kathmandu**
19.30	 Podiumsdiskussion gemeinsam mit der Architektenkammer Berlin: 
	 Gemeinwohl versus Partikularinteressen
20.00	 Film: Joschka und Herr Fischer
Freitag, 23.9.
15.30 -	Filme: Maple Movies 2011 – 
23.45	 In Zusammenarbeit mit der  Botschaft Kanadas
	 und der Deutsch-Kanadischen Gesellschaft
15.30	 Harald Alexander Korp: Mit Humor contra Macht und Herrschaft*
17.30	 Dr. Hans Georg K. Gebel: Von der Weide zur Oase – 
	 Was bewirkt der Klimawandel 
	 des 5./4. Jahrtausend auf der Arabischen Halbinsel? *
19.30	 Dr. theol. habil. David Berger: Der heilige Schein – 
	 Homosexualität und die katholische Kirche*
Montag, 26.9.
10.00 -	16.00	 Tag der Gesundheitsforschung – Eintritt frei  
20.00	 Dr. Karsten Tabelow: Mathematik in der Gehirnforschung – 
	 Von der Formel zur Erkenntnis
Dienstag, 27.9.
19.30	 Dr. Luise Maria Sommer: Faszination Gedächtnis. 
	 Gedächtnistraining – leicht gemacht
Mittwoch, 28.9.
19.30	 Werner Eberwein: Was ist, was kann Hypnose?*
20.00	 Film: The Tree of Life
Donnerstag, 29.9.
15.30	 Dr. Ingolf Toll Ebel: Philosophie – Kann man sie lernen und lehren?*
17.00	 Film: The Tree of Life
17.30	 Dr. med. Wilfried Reuter: Umgang mit Krisen*
19.30	 Prof. Dr. Gerd Gigerenzer: Bauchentscheidungen – 
	 Die Intelligenz des Unbewussten*
20.00	 Film: The Tree of Life
Freitag, 30.9.
15.30	 Uwe Marek: Hinterpommern – Wanderungen 
	 zwischen Rügenwalde und Leba**
17.30	 Jörg Blech: Die Krankheitserfinder*
19.30	 Prof. Dr. Hans-Peter Dürr: Das Leben lebendiger werden lassen – 
	 Wie uns neues Denken aus der Krise führt*
ge · * = Vortrag · ** = Vortrag mit Medien · Ausführliches Programm in der Urania 
 · Ermäßigte Eintrittspreise für Mitglieder des Berliner Mietervereins 
ausweises: 5,00/6,00  · Urania-Mitglieder 3,50/4,50 

http://www.urania.de
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